
»Diese Kröte schlucken wir 
nicht.« Mit der kämpferischen An­
sage reagieren die Beschäftigten 
auf das Angebot der rbb-Ge­
schäftsleitung für die zukünftig 
im Sender zu zahlenden Gehälter 
und Honorare, bei dem Ver­
schlechterungen im Manteltarif 
gegengerechnet werden sollen. 

Da mit Auslaufen des Tarifver­
trags am 30. September die Frie­
denspflicht endete, konnten die 
Gewerkschaften für den 1. Okto­
ber zu einem dreistündigen Warn­
streik aufrufen. Rund 500 feste 
und freie Mitarbeiter aus allen 
Standorten nahmen daran teil, 
solidarisch unterstützt von eini­
gen Kolleginnen und Kollegen 
von NDR und MDR. Unter dem 
Motto: »Genug gespart am Pro­

gramm und denen, die es ma­
chen« protestierten sie gemein­
sam gegen das bisherige Ange­
bot der Geschäftsleitung, das für 
die Festen eine Gehaltserhöhung 
von 2 x 2,2 Prozent vorsieht und 
die Zahlung eines geforderten 

Festbetrags als soziale Kompo­
nente ablehnt. Den Honorarerhö­
hungen für die freien Mitarbeiter 
lägen veraltete Tarife zugrunde, 
nicht die tatsächlich gezahlten, so 
die Gewerkschaften. Real erhöhe 
sich damit das Einkommen der 
Freien um keinen Cent, so die 

Freienvertretung rbbpro. Die Ge­
werkschaften hatten daraufhin 
am 18. September die Verhand­
lungen für gescheitert erklärt. 
»Wir sind angetreten, Einkom­
mensverbesserungen zu verhan­
deln, nicht ›Abschmelzszenarien‹ 
bei den unteren Einkommen«, er­
klärte Stephanie Damm für den 
geschäftsführenden ver.di-Sen­
derverbandsvorstand.

Der Streik führte dazu, dass In­
foradio seinen Sendebetrieb ein­
stellen musste, stattdessen wurde 
auf Programme des MDR zurück­
gegriffen. Viele Streikende tru­
gen den rot umrandeten Button 
mit der durchgestrichenen Kröte. 
Auf Transparenten mit Sprüchen 
wie »Kappungsgrenze weg!«, 
»Auch beim rbb: Honorare auf 

ARD-Niveau« oder »Zahlen! Nicht 
klagen, HAGEN« drückten sie ih­
re Stimmung aus.

Der angesprochene rbb-Ver­
waltungsdirektor Hagen Brand­
stäter bezeichnete in seiner Erklä­
rung die Ansprüche der Gewerk­
schaften als realitätsfern. Er for­
derte sie auf, keine Tarifschlachten 
wie vor Jahrzehnten zu schlagen. 
Das Gebot der Sparsamkeit für 
ARD und ZDF angesichts geringer 
werdender Gebührengelder gelte 
für den rbb erst recht.

Allerdings will der rbb offenbar 
vor allem beim »Fußvolk« sparen. 
Susanne Stumpenhusen, Leiterin 
des ver.di-Landesbezirks Berlin-
Brandenburg, wies in ihrer Rede 
auf der Streikkundgebung darauf 
hin, dass die Stellen ausschließlich 
bei den »Indianern« abgebaut 
werden sollten, von 55 gestriche­
nen Stellen sei lediglich eine Füh­
rungskraft betroffen. Hingegen 
seien Auslagerungen von Produk­
tionen, Redaktionen und Betriebs­
teilen an der Tagesordnung. »Zu­
kunftsfeste Programme brauchen 
engagierte, motivierte Beschäf­
tigte. Und die verdienen eine an­
gemessene Bezahlung!«, unter­
strich die ver.di-Landesleiterin.

Für den 9. Oktober haben Ge­
schäftsleitung und Gewerkschaf­
ten einen weiteren Verhandlungs­
termin vereinbart. Sollte sich die 
Geschäftsführung nicht bewegen, 
»wird es weitere Streikaktionen 
geben«, heißt es bei ver.di.� ucb
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Hentrich & Hentrich 2009

Die Bürgerinnen und Bürger 
haben gewählt, zumindest 

70,8 Prozent von ihnen. Das Er­
gebnis kann auch so zusammen­
gefasst werden: Die Wählerinnen 
und Wähler haben sich mit 33,4 
Prozent für die CDU/CSU und mit 
14,6 Prozent für die FDP und da­
mit gegen einen gesetzlich ga­
rantierten Mindestlohn, für die 
Beibehaltung der Rente mit 67, 
für die weitere Aufweichung des 
Kündigungsschutzes, die Ein­
schränkung der betrieblichen Mit­
bestimmung und für die Verlän­
gerung von HARTZ IV entschieden. 
Der weiteren Ausweitung von 
Leiharbeit und prekärer Beschäf­
tigung, der Fortsetzung der Priva­
tisierung von Bildung und Ge­
sundheit steht nichts entgegen. 
Oder doch!? 

Unter den Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern sieht das 
Abstimmungsergebnis deutlich 
anders aus: Laut Umfrage stimm­
ten nur 25 Prozent für die CDU/
CSU und 9,2 Prozent für die FDP. 
Die SPD kam trotz ihrer de­
saströsen Koalitionspolitik in den 
vergangenen Jahren bei den Ge­
werkschaftern auf 33,5 Prozent; 
die Linke schnitt mit 17,1 Prozent 
auch deutlich besser ab als im 
Gesamtergebnis aller Wählerin­
nen und Wähler. Solche Einblicke 
sind interessant, deuten auf völlig 

andere Zukunftsstrategien und ein 
Potenzial für einen gänzlich an­
deren Wandel, als er nun mit 
Schwarz-Gelb eingeläutet wurde. 
Doch fest steht: Das Bundestags­
wahlergebnis 2009 insgesamt be­
deutet eine Schwächung derjeni­
gen Kräfte, die das Thema soziale 

Gerechtigkeit als ihre politische 
Aufgabe voran bringen wollen. 
Bei den maßgeblichen Arbeitge­
berverbänden BBI, BDA und DIKH 
werden am Wahlabend die Sekt­
korken geknallt haben. Der Ab­
wälzung der Krisenlasten auf die 
Bevölkerung steht nun regierungs­

politisch nichts entgegen – es sei 
denn der Widerstand der Gewerk­
schaften. Sie bilden seit jeher eine 
Opposition. Doch müssen die DGB- 
Gewerkschaften angesichts der 
aktuellen Stimmenverteilungen im 
Bundestag zur Abwehr einer wei­
teren Aushöhlung von Arbeitneh­

merrechten und zur Sicherung 
sozialer Standards, angesichts ei­
ner drohenden Verschlechterung 
der Einkommens- und Lebenssi­
tuation der Beschäftigten ihre 
Mobilisierungsfähigkeit erhöhen. 
Sie müssen zugleich jenen Kräf­
ten den Rücken stärken, die in­

ner- und außerhalb des Parla­
ments dafür sorgen, dass die Kri­
senlasten nicht einseitig auf Otto 
Normalverdiener, Teilzeitkräfte, 
Kurz- und Leiharbeiter, Hartz-IV-
Empfänger oder Rentner abge­
wälzt werden. Wer arbeitet, muss 
auch davon leben können. Um 
das durchzusetzen und zu si­
chern, braucht es Kraft und Mas­
se. Auf Steuergeschenke zu hof­
fen, ist unsinnig. Es ist Zeit für 
viele Kolleginnen und Kollegen, 
die bisher außerhalb der Gewerk­
schaften stehen oder ihnen aus 
sogar nachvollziehbaren Grün­
den in den letzten Jahren den Rü­
cken gekehrt haben, die Reihen 
der Gewerkschaften (wieder) zu 
stärken. Nur mächtige Arbeitneh­
merorganisationen sind auch in 
der Lage, erkämpftes Recht zu er­
halten, ob im Betrieb oder auf der 
Straße. Dabei müssen die Ge­
werkschaften auch verstärkt mit 
sozialen Verbänden und Organi­
sationen zusammenarbeiten be­
sonders bei den Fragen, wo es 
Berührungspunkte und gemein­
same Interessenlagen gibt. 

Es stehen schwierige, arbeits­
reiche Jahre für die Gewerk­
schaften zur Erhaltung und Aus­
gestaltung der sozialen Gerech­
tigkeit in Deutschland bevor. Nur 
gemeinsam werden wir das 
schaffen!
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Den Tatsachen 

ins Auge sehen 

und handeln

Auf ein Wort
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Andreas Köhn, stellv. ver.di-Landesbezirksleiter 
Berlin-Brandenburg

Im Frühjahr 1953 suchte das 
noch im Aufbruch befindliche 

»Fernsehzentrum Berlin« nach 
aussagestarken und unaufwän­
dig zu produzierenden Geschich­
ten. Als ich Friedrich Wolfs Anti-
Kriegsgeschichte »Der verschenk­
te Leutnant« vorschlug, erhielt ich 
den Auftrag, das Drehbuch für ei­
nen möglichen Fernsehfilm selbst 
zu erarbeiten. 

 Vor der ersten Begegnung mit 
Friedrich Wolf las ich seine mir 
zugänglichen Werke. Über sein 
Leben fand ich, wie später in den 
Schriftsteller-Lexika der DDR, stets 
die Formulierung: »W. stammte 
aus bürgerlich-liberaler Familie.«

In den Arbeitsgesprächen des 
Frühjahrs 1953, bei denen es um 
das besondere solidarische Ver­
hältnis zwischen deutschen Land­

sern und französischer Poilus im 
Sommer 1915 an der Westfront 
ging, spielte mir Friedrich Wolf 
den hochfahrenden Tonfall eines 
preußischen Leutnants so über­
zeugend vor, dass er auf mich in 
seiner straffen Körperhaltung, in 
seiner ganzen Erscheinung den 
Prototyp eines deutschen Offi­
ziers zu verkörpern schien. 

Auch in den mir bekannten Pu­
blikationen nach dem zu frühen 
Tod Friedrich Wolfs wurde seine 
Herkunft aus einer jüdischen Fa­
milie nicht erwähnt. Im ersten 
Band des 1972 erschienenen zwei­
bändigen Standardwerks »thea­
ter in der zeitenwende«, heraus­
gegeben von einer Forschungs­
gruppe am Institut für Gesell­
schaftswissenschaften beim ZK 
der SED wird im Zusammenhang 
mit der ersten Inszenierung des 
»Professor Mamlock« an einem 
Berliner Theater darauf hingewie­
sen, dass der Regisseur Fritz Wis­
ten »als Jude das Schicksal Mam­
locks am eigenen Leib erfahren« 
hatte. Friedrich Wolf bleibt der 

»sozialistische Dramatiker«, dem 
es gelungen war, »eine bürgerli­
che Gestalt von tragischer Größe 
zu schaffen.« Bekräftigend heißt 
es: »Mit der Wahl einer jüdischen 
Hauptfigur schuf sich Wolf eine 
zusätzliche Möglichkeit, die Wand­
lung einer dramatischen Figur 
groß und überzeugend zu gestal­
ten.« Auch hier kein Hinweis auf 
des Dramatikers eigene Bindungen 
aus seiner jüdischen Herkunft. 
Wolf war stets der »ehemalige ille­
gale Kämpfer« und ein »kommu­
nistischer Emigrant«. Diese Sicht 
entsprach der in der DDR gel­
tenden Definition, nach der »Ras­
senfragen« in erster Linie als 
»Klassenfragen« zu sehen seien.

Gegen diese einseitige Sicht 
hatte der Literaturwissenschaftler 
Dr. Henning Müller bereits 1988/ 
89 in seiner Habilitationsschrift 
»Jüdische Traditionslinien bei Fried­
rich Wolf« stichhaltig argumen­
tiert und war damit in der dem ZK 
der SED unterstehenden »Akade­
mie der Gesellschaftswissenschaf­
ten« auf prinzipielle Ablehnung 

gestoßen. In seiner vier Jahrzehn­
te umfassenden wissenschaftlichen 
Arbeit hat sich Müller immer wie­
der mit dem Werk und dem Le­
ben Friedrich Wolfs befasst. So 
konnte er aus dem Fundus einer 
gründlichen Quellenforschung 
schöpfen, als er den vorliegenden 
Band konzipierte. Hier konnte all 
das nachgetragen werden, was in 
der DDR über viele Jahre im Be­
harren auf eine einsichtige Sicht 
aus ideologischen Gründen ver­
schwiegen wurde. In der alten 
Bundesrepublik galt Friedrich Wolf 
– nicht nur wegen der in der DDR 
geübten Verengung, wohl auch 
wegen seines kompromisslosen, 
auch aktuellen Forderungen nie 
ausweichenden Lebensweges – 
meist als politischer Agitator. Das 
könnte im jetzigen Deutschland 
immer noch der Fall sein. Umso 
wichtiger ist es, dass dieser Band 
viele Leser findet.

 � Hans Müncheberg
Henning Müller: Friedrich Wolf , Verlag 
Hentrich & Hentrich, Berlin 2009, 128 
Seiten, 9,90 Euro, ISBN 978-3-938485-
90-3 
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Mancher wird sich gewun­
dert, viele werden ihn 

vermisst haben: den traditionel­
len Solidaritätsbasar der Berli­
ner Journalistinnen und Jour­
nalisten. Der September 2009 
verging ohne das Ereignis. 
»Das gute Dutzend voll« hatte 
das Sprachrohr den Bericht 
über den Solibasar 2008 über­
schrieben. Das war untertrie­
ben, es handelte sich bei exak­
tem Nachzählen bereits um 
Ausgabe 13. Wir fragten An­
dreas Köhn, stellv. ver.di-Lan­
desleiter und Cheforganisator 
der bisherigen gewerkschaft­
lichen Solibasare, was die Neu­
auflage 2009 verhindert hat.

Ein Jahr ohne Solibasar - warum?
Andreas Köhn: Zum einen 

war der Alexanderplatz aktuell 
mit der großen Ausstellung zu 20 
Jahren Mauerfall belegt. Ein Um­
zug an einen anderen Ort, so hat 
die Erfahrung von 2005 auf dem 

Potsdamer Platz gezeigt, wäre 
dem Solibasar sicher nicht zuträg­
lich gewesen, er ist irgendwie mit 
dem Alex verbunden. 

Der zweite Grund ist ein inhalt­
lich-konzeptioneller: Die Struktur 
unseres Basars und die Art des 
Programms müssen überdacht 
werden. Die Spendensumme, die 
nach Abzug aller Kosten für die 
Entwicklungshilfe-Projekte über­
wiesen werden konnte, war seit 
längerem rückläufig. Das heißt, 
wir müssen das Gesamtprojekt 
neu konzipieren. Dafür ist das 
Jahr Auszeit gut zu nutzen.

Wohin gehen die Überlegungen?
Andreas Köhn: Prinzipiell wol­

len wir an der Grundidee natür­
lich festhalten. Der Solidaritätsba­

sar hat eine lange Tradition. Es 
steht vor allem auch Medien­
schaffenden gut zu Gesicht, nicht 
nur über das Ausland zu berich­

ten, sondern sich selbst für Non-
Profit-Projekte in Entwicklungs­
ländern zu engagieren. Aber ge­
rade die Zahl der teilnehmenden 
Medienunternehmen und Ver­
lage hat immer mehr abgenom­
men. Das bedeutet: Wir müssen 
neue Partner finden, die inhalt­
liche Gestaltung neu definieren 
und so wieder verstärkten Zulauf 
für den Solibasar sichern. Dazu 
gibt es bekanntlich eine kleine 
Arbeitsgruppe, die die Organisa­
tion in der Hand hat. Aber wir 
sind auch sonst für jeden Vor­
schlag und jede neue Idee dank­
bar. Ich darf alle Mitglieder, spezi­
ell natürlich die von der Deut­
schen Journalistinnen- und Jour­
nalisten-Union, zur Mitarbeit er­
muntern.

2010 wird es den dann 14. Soli-
basar auf dem Alex geben?

Andreas Köhn: Mit neuem 
Konzept und neuen Ideen, davon 
gehe ich aus. � neh

Auszeit 2009 nutzen!
Solibasar der Journalisten überdenken

chen – einer von vielen Hingerich­
teten, dem späte Gerechtigkeit 
widerfahren ist. Und dem auch 
durch die künstlerische Doku­
mentation seines Lebens im Foto-
Film ein Denkmal gesetzt wurde 
– würdig, anrührend, fesselnd.

Mit einer Podiumsdebatte als 
Abschluss wurde der Bogen zur 
Problematik der Kriegs(dienst)ver­
weigerung heute gespannt. Zur 
Frage »Was soll ich denn am Hin­
dukusch?« debattierten neben 
Lothar Eberhardt, einem der Aus­
stellungsmacher und frühem 
bundesdeutschen Kriegsdienst­
verweigerer, Monty Schädel, poli­
tischer Geschäftsführer der Deut­
schen Friedensgesellschaft/Verei­
nigte Kriegsdienstgegner, Kevin 
Kühnert, stellv. Landesvorsitzen­
der der Jusos, und Florian Osuch 
für ver.di. Generelle Abschaffung 
der Wehrpflicht war eine zentrale 
Forderung der Debatte. Außer­
dem wurde die Notwendigkeit 
betont, dass sich ver.di und ande­
re Gewerkschaften stärker frie­
denspolitisch engagieren und ver­
nehmbarer in die öffentliche Dis­
kussion um den Afghanistan-
Krieg und Auslandseinsätze der 
Bundeswehr überhaupt einbrin­
gen sollten. � neh

In der MedienGalerie wurde 
von Ende August bis zum 8. 

Oktober die Ausstellung »Sie ver­
weigerten sich. Kriegsdienstver­
weigerer, Überläufer, ‚Wehrkraft­
zersetzer’, ‚Kriegsverräter’ im 
Zweiten Weltkrieg« gezeigt, die 
jenen Männern ein Vermächtnis 
setzt, die sich Hitlers Feldzug ent­
zogen, dafür ihr Leben ließen 
oder teilweise noch Jahrzehnte 
später in der Bundesrepublik als 
verurteilte Straftäter galten. Die 
Ausstellung wurde von vier Ver­
anstaltungen begleitet. 

In einer ging es um ein exem­
plarisches Schicksal: »Besser die 
Hände gefesselt als der Wille« – 
nach dieser Maxime lebte und 
starb Franz Jägerstätter. Der Jour­
nalist Klaus Ihlau holte ihn aus 
der Anonymität von zwanzigtau­
send hingerichteten Kriegsdienst­
verweigerern. Sein Porträt bildet 
das Leben dieses jungen Bauern 
aus einem kleinen österrei­
chischen Dorf nach: Auf einem 
vergilbten Foto sieht man einen 
lebensfrohen Burschen auf dem 
Motorrad, sieht ihn glücklich an 
der Seite seiner jungen Frau. Es 
war sein Glaube als Katholik, der 
ihn die Wehrpflicht standhaft ver­
weigern ließ. Schon früher hatte 

er Tagebuchtexte verfasst, die 
fragten, wie man leben solle. In 
der Kerkerhaft schrieb er seine 
Gedanken zur Bibel nieder. Wie 
alle Verurteilten wurde er nach 
Berlin verbracht, hier sah ihn sei­
ne Frau, die treu zu ihm stand, 
zum letzten Mal. Am 9.August 
1943 kam er unter das Fallbeil.

Autor Ihlau hatte das Leben 
dieses Mannes ursprünglich in 
einem preisgekrönten Rundfunk­
feature nachgestaltet. Er ergänzte 
es in mehrjähriger Arbeit mit Bild­
dokumenten und Fotos von Or­
ten und Personen, so dass eine ei­
genständige Gestaltung als Foto-

Film entstand. Man kann seiner in 
Würde gealterten Witwe ins Ge­
sicht blicken, sieht die Stadt Brau­
nau, wo man sich weigerte, eine 
Straße nach Jägerstätter zu benen­

nen. Erst zu seinem 50.Todestag 
war die Zeit reif, in seinem ehe­
maligen Wohnhaus eine Begeg­
nungsstätte einzurichten. Jetzt 
hat sich auch seine Kirche zu ihm 
bekannt, er wurde selig gespro­

Mehr friedenspolitisch engagieren!
MedienGalerie würdigte Kriegsdienstverweigerer und schlug Bogen in die Gegenwart

Verweigern ist stets  

eine Gewissensfrage

Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Traditionelles Bild auf dem Alex

Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Zivildienst – Hängematte oder politisches Bekenntnis?
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Das ist Schikane. Ich muss auf 
dem blanken Boden schla­

fen, habe nicht mal Töpfe zum 
Kochen, und die sagen, ich 
müsste vier bis sechs Wochen auf 
den Prüfdienst warten«, empört 
sich Franz-Josef Moers. Der Hartz 
IV-Bezieher, der vergeblich Gelder 
für Anschaffungen in seiner neu­
en Wohnung beantragt hat, steht 
vor dem Jobcenter Mitte in einer 
Menschenmenge. Die Berliner 
Initiative »Keiner muss allein zum 
Amt« hatte einen Tisch aufge­
baut. Sie informiert Erwerbslose 
über ihr Recht, zum Termin auf 
dem Amt eine Begleitperson mit­
zunehmen. Moers nimmt das An­
gebot gerne an, und er ist nicht 
der Einzige an diesem September­

morgen. Nach knapp 4 Stunden 
haben ein Dutzend Personen um 
diese Unterstützung gebeten.

 »Wer eine Begleitung sucht 
oder anbietet, kann sich an die E-
Mailadresse solidarisch-begleiten 
@riseup.net wenden, meint Jens 
Neuling von der Berliner Initiative 
»Keiner muss allein zum Amt«. In 
unregelmäßigen Abständen ist 
sie auch vor Jobcentern präsent 
und informiert die Erwerbslosen 
über ihre Rechte. Die Aktion am 
17. September vor dem Jobcen­
ter Mitte war der Auftakt eines 
Aktionstages, der unter dem 
Motto »Wir zahlen nicht für Eure 
Krise« stand. Unter diesem Motto 
hatten am 28. März Zehntausen­
de in Berlin und Frankfurt/Main 

demonstriert. Mit dabei waren 
auch viele Gewerkschafter. Sie 
wandten sich dagegen, dass Mil­
liarden für die Rettung der Ban­
ken ausgegeben werden, wäh­
rend bei sozialen Belangen ge­
kürzt wird. 

Der Aktionstag im September 
wurde dezentral organisiert. In 
28 Städten gab es Aktionen un­
terschiedlicher Art. Im Berliner 
Bündnis sind unter anderem at­
tac, die Gruppe Soziale Kämpfe 
(GSK) sowie Erwerbslosengrup­
pen vertreten. Das Bündnis hat 
sich Ende 2008 gegründet und 
will seine Arbeit fortsetzen. Es 
sind keine Massen, die an den 
Aktionen teilnehmen. Doch die 
Sprecherin des Berliner Bündnis­

ses Christina Kaindl ist trotzdem 
nicht unzufrieden. »Der Aktions­
tag hat gezeigt, dass viele Men­
schen nicht bereit sind, die Ab­
wälzung der Krisenfolgen auf Er­
werbslose, Beschäftigte, Schüler 
und Studierende, Migranten und 
Rentner hinzunehmen, und dass 
wir für die nach den Bundestags­
wahlen anstehenden Kämpfe be­
reit sind«, erklärt sie gegenüber 
dem Sprachrohr. 

Das Protestbündnis trifft sich am 
14. und 15. November zur bun­
desweiten Konferenz im Stuttgar­
ter Gewerkschaftshaus. Auf der 
Homepage http://www.kapitalis-
muskrise.org wird über aktuelle 
Planungen informiert.

 � Peter Nowak

Rettungsschirme für Menschen 
Krisenaktionstag am 17. September: Initiativen für eine solidarische Gesellschaft

Zum Nulltarif – Fahrscheine für klimagerechte Mobilität …

Foto: transit/v. Polentz

… und ein Angebot zur Begleitung

Foto: transit/v. Polentz

Zu DDR-Zeiten war der 13. 
September der Tag des Ge­

denkens an die Opfer des Faschis­
mus. Heute heißt er Tag der Mah­
nung und Erinnerung. Manch ei­
ner mag die Frage stellen: Muss 
es den geben? Die Frage stellen, 
heißt, sie auch nach 64 Jahren 
und für immer zu bejahen. Unbe­
dingt! Denn wir müssen erfah­
ren, dass in Erfurt der aus Angola 
stammende CDU-Politiker Zeca 
Schall von der NPD bedroht wird. 
Er erhält Drohbriefe und wird von 
Anrufern belästigt, die ihn ein­
schüchtern wollen. Vor seiner Tür 
tauchen NPD-Leute auf, die ihn 
auffordern, Deutschland zu ver­
lassen. Ein Einzelfall? Keines­
wegs! Etwa 30 Berliner Bundes­
tagskandidaten und Bezirksver­
ordneten mit ausländischen Wur­
zeln schickte die NPD mit amt­

lichem Anstrich versehene Briefe 
ins Haus, mit denen die Empfän­
ger zur »Heimreise« aufgefordert 
werden. 

1500 Menschen waren am 13. 
September 2009 auf dem Berli­
ner August-Bebel-Platz zusammen 
gekommen. Wesentlich mehr 
hätten es sein sollen. Aber es war 
ja auch nicht die einzige Veran­
staltung. Am Vortag bereits gab 
es die Bustour zum Todesmarsch-
Museum Below und zur KZ-Ge­
denkstätte Sachsenhausen. Am 
selben Tag die Demonstration 
vom Denkmal der Spanienkämp­
fer zum Denkmal der polnischen 
Soldaten, um des Untergangs 

der Spanischen Republik und der 
70. Wiederkehr des Überfalls auf 
Polen zu gedenken. Den Auftakt 
des 13. September bildete eine 
Kundgebung vor dem ehema­
ligen Gefängnis der SA-Feldpoli­
zei am Werner-Voß-Damm mit 

anschließendem Fahrradkorso 
zum August-Bebel-Platz. Hier 
hatten Verfolgte des Nazire­
gimes, Gewerkschaften, Men­
schen-, Bürgerrechts- und Mi­

grantenorganisationen ihre Stän­
de errichtet, um mit ihren Publi­
kationen und mit Bildmaterial für 
das Motto des Tages zu werben: 
Mahnung und Erinnerung! Auch 
der Aufruf zum zivilen Ungehor­
sam spielte eine Rolle, um Nazis 
entgegenzutreten, ihnen keine 
öffentlichen Räume, keine Stra­
ßen und Plätze zu überlassen. »In 
Übereinstimmung mit den Über­
lebenden der Zuchthäuser und 
Konzentrationslager« bekannte 
man sich zu einem friedlichen 
gleichberechtigtem Miteinander 
mit Menschen unterschiedlicher 
Kultur, Religion und Hautfarbe.

�  Bernhard Kellner

Wir brauchen den Tag unbedingt
Erinnerung und Mahnung bedeutet heute auch Zivilcourage

Nazis nicht die  

Straße überlassen
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Auf 4,8 Kilometern Wegstre­
cke sind 116 sichtbare Ka­

meras installiert. Das hat im Vor­
feld der am 12. September in der 
Mitte Berlins stattgefundenen De­
monstration »Freiheit statt Angst 
– Stoppt den Überwachungs­
wahn« die »tageszeitung« (taz) 
festgestellt. Konkret: alle 41,38 
Meter liefen die 25.000 Teilneh­
mer an einer Überwachungska­
mera vorbei. Egal ob vor Ministe­
rien, Banken, Geschäften oder 
Privathäusern – die Überwachung 
des öffentlichen Raums ist beina­
he lückenlos. Weil die Sammel­
wut staatlicher Stellen und pri­
vater Unternehmen immer grö­
ßer wird, fand die Demonstration 
zum dritten Mal statt. 2009 rie­
fen 167 Organisationen aus bei­
nahe allen gesellschaftlichen Be­
reichen zu dem Protest auf. Da­
runter auch ver.di und die Deut­
sche Journalisten Union (dju) in 
ver.di. Insgesamt repräsentieren 
die Bürgerinitiativen, Menschen­
rechtsorganisationen, Netzakti­
visten und Berufsverbände weit 
über drei Millionen Mitglieder.

»Wir leben doch nicht in einer 
Bananenrepublik«, rief ver.di-Chef 

Frank Bsirske den Datenschutzak­
tivisten zu. Die Arbeitnehmerbe­
spitzelungen bei Lidl und Schle­
cker, der Deutschen Bank, der Te­
lekom und der Bahn AG seien 
keine Einzelfälle. »Arbeitnehmer, 
Gewerkschafter, aber auch Jour­
nalisten und viele andere Bürge­
rinnen und Bürger werden zu­
nehmend bespitzelt und über­
wacht« monierte Bsirske. »Damit 

muss Schluß sein.« Im verantwor­
tungsvollen Umgang mit Infor­
mations- und Kommunikations­
techniken müsse der Staat mit 
gutem Beispiel vorangehen. »Da­
tensparsamkeit und die Wahrung 
der informationellen Selbstbe­
stimmung sollen sein oberstes 
Ziel sein.« Bsirske forderte ein Ar­
beitnehmerdatenschutzgesetz als 
überfällig. Rolf Gössner, Rechts­

anwalt und Publizist und Präsi­
dent der Internationalen Liga für 
Menschenrechte, bescheinigte 
den deutschen Politikern ein »ka­
tastrophales Verfassungsbewußt­
sein«. Sie überzögen das Land 
mit grundgesetzwidrigen Antiter­
rorgesetzen, die auf Kosten der 
Freiheit gingen. »Eine Politik, die 
uns, die Bürger dieses Landes, in 
erster Linie als potenzielle Terro­
risten, Kinderschänder oder 
Amokläufer sieht, zerstört die 

Grundlagen unserer Demokra­
tie«, bewertet Franziska Heine die 
Datensammelwut des Innenmini­
sters. Heine hatte im Frühjahr die 
Onlinepetition gegen Netzsper­
ren an den Bundestag initiiert. 

Beim Marsch vorbei an den 116 
Kameras skandierten die 25.000 
DemonstrationsteilnehmerInnen 
Parolen wie »Einmal in der EDV, 
kennt dich jede Sau« oder »Da­
ten auf Vorrat – Täter auf Abruf«. 
Den regen Zulauf werteten die 
Veranstalter als »vollen Erfolg«. 
Rena Tangens, Sprecherin des 
Bündnisses, weiter: »Das zeigt 
uns, dass die Leute keineswegs 
politikverdrossen sind – sie haben 
nur kein Vertrauen in die herr­
schende Politik.« � fre

Daten auf Vorrat –  

Täter auf Abruf

Vorbei an 116 Kameras
Überwachungsdemo: Bsirske fordert Arbeitnehmerdatenschutzgesetz

Sonnenschein bei der Demo im Zeichen der Datenkrake …

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Es war ein strahlend schöner, 
goldener Herbsttag, als sich 

rund 200 junge Leute am Potsda­
mer Platz zum Streik versammel­
ten. Doch zum Strahlen war den 
Protestierern nicht zumute. Nach 
einer fundierten Ausbildung hän­
gen sie nämlich in der Prakti­
kumsschleife fest. Während an­
dere, die ihren Abschluss in natur­
wissenschaftlichen oder techni­
schen Fächern gemacht haben, 
als Bewerber hofiert werden und 
mit einem netten Gehaltsscheck 
rechnen können, schaut es für 
junge Leute, die beruflich in den 
Mediensektor einsteigen wollen, 
eher schlecht aus. Denn sie sind 
viele, sie sind begeisterungs- und 
auch ziemlich leidensfähig. Für 
wenig oder gar kein Geld lassen 
sie sich mit sogenannten Praktika 
abspeisen, leisten aber meist 
handfeste Arbeit und sind keines­

wegs nur Lernende, sondern oft 
bereits Produzierende.

Deshalb haben acht junge Men­
schen der Praktikumsinitiative 
»creative village« mit Unterstüt­
zung von DGB, ver.di, GEW, Fair­
work und anderen am 9. Oktober 
ihre LeidensgenossInnen zum öf­
fentlichkeitswirksamen Streik ver­

sammelt. Während die Redner 
die Ausbeutung und Vertröstung 
der Praktikanten mit der Aussicht 
auf spätere Jobs anprangerten, 
erklärten diese im Gespräch nicht 
nur einmal, dass sie an ihrem we­
nig oder unbezahlten Arbeits­
platz hatten versprechen müssen, 
»die Zeit wieder reinzuholen«, 

die sie nun auf dem Potsdamer 
Platz verbrachten.

Beobachtet wurde die Protest­
veranstaltung an diesem Freitag­
vormittag natürlich auch von vie­
len Touristen – und das Wohlwol­
len für die Aktion war groß. »Das 
gibt es auch bei uns in Holland«, 
»bei uns in Schweden« und ähn­
liche Kommentare waren zu hö­
ren. Denn dieses »System Prakti­
kum« ist kein deutsches Phäno­
men. Mit ihren weißen Masken 
demonstrierten die Angehörigen 
der »Generation Praktikum« oder 
»Génenération précaire« auch in 
Paris oder Madrid.

Für Renate Gensch, stellvertre­
tende Landesvorsitzende der 
Deutschen Journalistinnen- und 
Journalisten-Union dju in Berlin-
Brandenburg, gibt es für Prakti­
kanten vor allem eine Anlaufstel­
le, die ihnen in der Firma helfen 

kann: den Betriebsrat. Das Gre­
mium kann Einspruch erheben, 
um das Praktikantenunwesen ein­
zudämmen. Aber eines können 
nur die jungen Leute selbst: mit 
Selbstvertrauen auf ihre Fähig­
keiten Praktika nach dem Studi­
um abzulehnen. � sus

Noch Nacharbeiten für Nasse?
Öffentliches Interesse für Praktikantenstreik auf dem Potsdamer Platz

… und für die weißen Masken

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Großes Wohlwollen  

auch von Touristen
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Es geht um die Todesstrafe!
Ein Spiegel-Artikel zeigt unfreiwillig, warum der »Fall« Mumia Abu-Jamal so wichtig ist

Ein fünfseitiger Artikel im Spie­
gel vom 24. August sorgte 

für helle Aufregung: Die Journalis­
tin Cordula Meyer hatte sich an 
der Darstellung der Geschichte 
des in den USA zum Tode verur­
teilten Mumia Abu-Jamal ver­
sucht und es dabei – so meinen 
kompetente Kritiker – massiv an 
Sorgfalt und ausgewogener Re­
cherche fehlen lassen. Bundes­
deutsche Solidaritätsgruppen für 
Mumia Abu-Jamal griffen den 
Spiegel-Bericht scharf an; es hieß 
gar, er trage dazu bei, die Hin­
richtung Mumia Abu-Jamals zu 
forcieren.

Nun dürfte der Einfluss eines 
bundesdeutschen Nachrichten­
magazins auf die Entscheidungs­
prozesse der US-amerikanischen 
Justiz eher marginal sein. Gleich­
wohl stellt sich die Frage nach 
den Beweggründen der Spiegel-
Redaktion, einen solch einsei­
tigen Beitrag zu einem hochkom­
plexen Thema zu publizieren. 

Zunächst kommt der Text ganz 
harmlos daher. Mumia Abu-Ja­

mal wird beschrieben, der Häft­
ling aus dem Hochsicherheitsge­
fängnis in Waynesburg, Pennsyl­
vania, der mittlerweile 28 Jahre 
seines Lebens hinter Gittern ver­
bracht hat. Sodann findet die Au­
torin einige abwertende Sätze für 
das publizistische und politische 
Engagement des Häftlings – der 
übrigens dem Schriftstellerver­
band PEN angehört wie als Eh­
renmitglied dem dju-Landesvor­
stand Berlin-Brandenburg – so­
wie für die Tatsache, dass Mumia 
Abu-Jamal seit langem Symbol 
der internationalen Bewegung 
gegen die Todesstrafe ist. Doch 
im Mittelpunkt des Artikels ste­
hen die Ereignisse jener Tatnacht 
im Dezember 1981. Meyer führt 
Maureen Faulkner, die Ehefrau 
des damals ermordeten Poli­
zisten, an und konzentriert sich 
fortan auf den Prozess gegen 
Mumia Abu-Jamal vom Frühjahr 
1982. Der endete seinerzeit be­
kanntlich mit einem Schuldspruch 
und der Verurteilung des schwar­
zen Bürgerrechtlers zum Tode – 

auf Basis von Zeugenaussagen 
und Indizien. Der Spiegel-Bericht 
verschweigt nicht, dass der da­
malige Prozess von zahlreichen 
Unstimmigkeiten und Manipula­
tionen geprägt war, ebenso we­
nig die generell rassistische Ten­
denz des Gerichtes in Philadel­
phia. Gleichwohl schlägt sich die 
Autorin auf die Seite der Poli­
zisten-Witwe, die sich unverhoh­

len für die Vollstreckung der To­
desstrafe an dem vermeintlichen 
Mörder ihres Mannes ausspricht 
– trotz aller Ungereimtheiten, 
trotz der bald 30-jährigen Haft 
Mumia Abu-Jamals.

Im September-Rundbrief »Frei­
heit für Mumia Abu-Jamal«, ver­
öffentlicht im The VOICE Refugee 
Forum, heißt es zum Spiegel-Arti­
kel: »Mumias Hauptanwalt Robert 
R. Bryan sagt dazu, dass zahlrei­
che Unwahrheiten in diesem Arti­
kel über Mumia selbst als auch 
das US-amerikanische Rechtssys­
tem geschrieben stehen.« Detail­
lierte Richtigstellungen sollen auf 
der Internetseite http://mumia-
hoerbuch.de veröffentlicht wer­
den. »Generell ist dazu zu sa­
gen«, heißt es weiter, »dass der 
SPIEGEL einerseits schlecht re­
cherchiert hat, andererseits sich 
aber klar der rechtsradikalen Poli­
zeibruderschaft ›Fraternal Order 
Of Police‹ (FOP) andient.«

Tatsächlich lässt der Spiegel-
Beitrag jede kritische Auseinan­
dersetzung mit der in vielen US-
Bundesstaaten praktizierten Ver­
hängung und Vollstreckung der 
Todesstrafe vermissen. Und Mu­
mia Abu-Jamal ist durchaus nach 
wie vor bedroht, Opfer der Todes­
strafe zu werden. Denn obwohl 
seine Strafe 2008 von einem Ge­
richt ausgesetzt worden war und 
es Hoffnung gab, den Prozess 
neu aufzurollen, hat sich das Blatt 
wieder gewendet. Das Oberste 
Bundesgericht der USA wies An­
fang April 2009 in einem Schnell­
verfahren das Begehren Mumia 
Abu-Jamals auf einen neuen 
Strafprozess zurück. Und die 
Staatsanwaltschaft hat zwischen­

zeitlich die Wiedereinsetzung der 
Todesstrafe beantragt. Darüber 
wird der US Supreme Court in 
seiner im Oktober beginnenden 
Sitzungsperiode entscheiden. In­
sofern ist Mumia Abu-Jamal ein­
mal mehr in eine lebensbedroh­
liche Situation gekommen.

Umso unverständlicher, dass ein 
bundesdeutsches Nachrichtenma­
gazin sich zum Verlautbarungsor­
gan US-amerikanischer Stimmen 
macht, die dezidiert für die Todes­
strafe eintreten. Oder soll hier 
subtil auch das bundesdeutsche 
Rechtssystem in Frage gestellt wer­
den? In der Bundesrepublik hat 
auch ein überführter und zu le­
benslang Verurteilter die Möglich­
keit, nach 15 Jahren Haft wieder 
in Freiheit entlassen zu werden.

Matthias Gottwald, dju-Landes­
vorsitzender Berlin-Brandenburg: 
»Gerade weil so vieles im Fall von 
Mumia Abu-Jamal unklar ist, 
rückt der Unsinn der Todesstrafe 
in den Fokus. Seit bald drei Jahr­
zehnten lebt der als Polizisten­
mörder verurteilte Schwarze in 
den USA als Todeskandidat in 
strenger Isolation. Strafe genug, 
sollte man tatsächlich annehmen, 

dass Abu-Jamal schuldig ist. Und 
wer ist der Staat, dass er sich he­
rausnimmt, Menschen zu töten, 
die nicht unmittelbar das Leben 
anderer bedrohen? Das ›Dead 
Man Walking‹-Brimborium, mit 
dem in den USA eine Vollstre­
ckung als vollkommen legitimer 
und hoheitlicher Akt erscheinen 
soll, macht deutlich: Hinrich­
tungen sind nichts anderes als 
staatlich sanktionierte Ritualmor­
de.«

Ein Artikel wie der im Spiegel 
zeigt so letztlich die Richtigkeit, 
Mumia Abu-Jamal als Symbolfi­
gur gegen die Todesstrafe zu be­
greifen. Er selbst ist in den langen 
Jahren der Isolationshaft nie mü­
de geworden, mit zahlreichen 
Veröffentlichungen gegen diese 
unfassbar brutale Strafe zu strei­
ten, sich für Rechtsstaatlichkeit 
und gegen Rassismus zu engagie­
ren.� Gudrun Giese

Mumia Abu-Jamal ist eine Symbolfigur – weltweit.

Foto: transit/v. Polentz

Schuldspruch auf Basis 

von Indizien

Generelle Frage des 

Rechtssystems
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Wie aus einer renommierten 
Traditionsfirma innerhalb 

weniger Jahre ein von Krise zu 
Krise stolperndes Unternehmen 
werden kann, lässt sich am Bei­
spiel des Berliner Schreibwaren­
herstellers Herlitz gut nachvollzie­
hen. Nach einem 2002 mit Mühe 
und Not überstandenen Insolvenz­
verfahren und mehreren Kündi­
gungswellen läuft seit einigen 
Monaten die nächste Personalab­
bau-Runde. Bemerkenswert: Von 
46 Gekündigten hat nicht einmal 
die Hälfte Kündigungsschutzkla­
ge eingereicht. Und: Der Betriebs­
rat sich mehrheitlich für die Stel­
lenstreichungen aussprach.

»Dabei existieren ein Haustarif­
vertrag und eine Betriebsverein­
barung, die betriebsbedingte Kün­
digungen bis Ende 2010 aus­
schließen«, erklärt Andreas Kühn, 
im ver.di-Landesfachbereich für die 
Fachgruppe Verlage, Druck und 
Papier zuständig. Statt diese Ver­
einbarungen bei der Herlitz-Ge­
schäftsführung einzufordern, hät­
ten einige der Betriebsräte jedoch 

lieber das Kündigungsbegehren 
unterstützt. Sie verwiesen darauf, 
dass betriebsbedingte Kündigun­
gen lediglich für den Fall von Ar­
beitszeitverlängerungen ausge­
schlossen seien, nicht jedoch im 
Zusammenhang mit Umstruktu­
rierungen.

Um Umstrukturierungen, oder 
besser: die Stilllegung einzelner 
Produktionsbereiche, geht es tat­
sächlich bei Herlitz. »Es kann aber 
nicht die Aufgabe von Betriebsrä­
ten sein, ohne jede Not Kündigun­
gen zuzustimmen, obwohl die 
vorliegenden Regelungen durch­
aus im Sinne der Belegschaft hät­
ten interpretiert werden können«, 
sagt ver.di-Sekretär Kühn. Letzt­
lich hätte die Geschäftsführung 
sogar die Zahl der zu streichenden 
Stellen von 66 auf 46 reduziert. 
Nachdem die Kündigungen aus­
gesprochen waren, setzte die ar­
beitgebernahe Betriebsrats-Mehr­
heit noch eins drauf und riet den 
Betroffenen von Kündigungs­
schutzklagen ab – mit Verweis auf 
den verhandelten Interessensaus­
gleich und Sozialplan. Immerhin 
rund 15 ehemalige Herlitz-Be­
schäftigte folgten diesem »Rat« 
nicht und zogen vor das Arbeits­
gericht, um für den Erhalt ihrer 
Arbeitsplätze oder wenigstens für 

eine bessere Abfindung zu strei­
ten. Die Mehrzahl der bisher be­
endeten Verfahren wurde mit 
einem Vergleich beigelegt. Wie 
etwa bei Steffen Kupka. Der 
52-Jährige war 20 Jahre bei Her­
litz als Tiefdrucker beschäftigt und 
erhielt im Frühjahr die Kündigung 
wegen Stilllegung der Abteilung 
Papeterie und damit auch des 
Druckbereichs. »Immerhin be­
komme ich dank des Vergleichs 
noch bis Ende Juni 2010 meinen 
Lohn von Herlitz und anschlie­
ßend eine Abfindung.«

Marcus Berger, seit 1997 eben­
falls als Tiefdrucker im Unterneh­
men beschäftigt, setzt dagegen 
weiter darauf, seine Weiterbeschäf­
tigung zu erkämpfen. Das Arbeits­
gericht Berlin gab in erster Instanz 
Mitte August jedenfalls seiner 
Kündigungsschutzklage statt. 
»Sicher wird Herlitz dagegen 
Rechtsmittel einlegen. Aber ich 
sehe auch der nächsten Verhand­
lung entspannt entgegen«, sagt 
Berger, der bereits 2007 erfolg­
reich gegen die Kündigung seines 
Arbeitsvertrages geklagt hatte.

Beide ehemaligen Herlitz-Tief­
drucker kritisieren unisono das 
schlechter gewordene Betriebs­
klima beim Berliner Traditionsun­
ternehmen. »Wir waren die ein­
zigen in der Abteilung, die gegen 
die Streichung der bezahlten Pau­
sen, die Einführung von Sonn­
tagsarbeit und 6-Tage-Schichten 
protestiert haben«, stellt Marcus 
Berger fest. Zu der verschlech­
terten Atmosphäre am Arbeits­
platz hätten nicht zuletzt Prak­
tiken der zweifelhaften Interes­
senvertretung beigetragen. »Teile 
des Betriebsrates paktieren seit 
Jahren mit der Geschäftsleitung«, 
weiß Steffen Kupka.

Insofern konnte ver.di den Ge­
werkschaftsaustritt einiger dieser 
arbeitgebernahen Betriebsräte An­
fang des Jahres ausnahmsweise 
verkraften. »Doch es ist sehr 
schmerzlich mitzuerleben, welche 
Negativentwicklung dieses früher 
gut geführte und etablierte Fami­
lienunternehmen mit einer ver­

gleichsweise hohen Sozialkompe­
tenz in den Jahren seit 1990 
durchgemacht hat«, sagt Andre­
as Kühn. Expansionsstreben und 
etliche Managementfehler hätten 
die Firma nach dem Ausscheiden 
der Inhaberfamilie fast in die Pleite 
getrieben. Bisher überlebte Her­
litz dank fortgesetzten Schrumpf­
kurses und immer weitergehen­
der Belegschaftszugeständnisse. 
»Von Gewerkschaftsseite sind wir 
mehrfach an die Grenzen des 
Vertretbaren gegangen, aber jetzt 
war kein Kompromiss mehr mög­
lich«, so der ver.di-Fachsekretär. 
Die Beschäftigtenzahl liegt heute 
noch bei etwas über 1.500, wäh­
rend das Unternehmen Anfang 
bis Mitte der 90er Jahre mit rund 
4.500 MitarbeiterInnen einer der 
größten Arbeitgeber in Berlin war. 

Die jetzt begonnene Umstruk­
turierung wird mit hoher Wahr­
scheinlichkeit nicht die letzte sein. 
Schon ist etwa zu hören, dass der 
Bereich »Susy Card« ausgelagert 
werden soll. Andreas Kühn: »Wir 
hoffen, dass der Betriebsrat dann 
mit mehr Konsequenz seine Ver­
antwortung gegenüber den be­
troffenen Kolleginnen und Kolle­
gen wahrnimmt.«

Gudrun Giese

Auf sich gestellt
Herlitz-Gekündigte finden kaum Rückhalt

Zweifelhafter Rat  

vom Betriebsrat

Kein Kompromiss  

mehr möglich

TV und Film

Tariferfolg 

Die 5. Runde der Tarifverhand-
lungen für bundesweit etwa 
25.000 auf Produktionsdauer 
beschäftigte Film- und Fernseh-
schaffende Anfang Oktober hat 
einen Durchbruch gebracht. Zur 
Einführung von Maximalarbeits-
zeiten und über Tariferhöhungen 
hat es eine Einigung zwischen 
ver.di und den Produzentenver-
bänden gegeben. Danach sollen 
künftig bei Filmproduktionen 
eine Maximalarbeitszeit von 13 
Stunden gelten und die Gagen 
einheitlich zunächst um 1,75 
Prozent und ab Januar 2011 um 
weitere 2 Prozent steigen. Bis 
Ende Oktober soll der Tarifver-
tragstext abschließend verhan-
delt werden und möglichst ab 
Januar 2010 in Kraft treten.

Stolpernd von Krise zu Krise – Traditionsfirma Herlitz

Foto: transit/v. Polentz
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Oranienburger, Ecke August­
straße. Der 14jährige Anton 

fixiert einen imaginären Punkt an 
der Fassade des Hauses unweit vom 
alternativen Kunstzentrum Tache­
les und erhöht die Lautstärke an 
seinem i-pod, um den Verkehrslärm 
zu übertönen. Gerade berichtet 
»Fritz«-Moderatorin Diana Franko­
wic über die perfide Propaganda-
Methode von Rechtsrockgruppen, 
die Melodien bekannter Songs 
klauen, um sie mit ihrer menschen­
verachtenden Ideologie aufzula­
den. Sie stimmt die ersten Zeilen 
des alten Volksliedes »Schwarz­
braun ist die Haselnuss« an – ein 
Stück, das schon die Nazis miss­
brauchten, während sie im 
Marschrhythmus halb Europa in 
Schutt und Asche legten. Nein, Ge­
sang ist nicht unbedingt die Stärke 
von Diana, aber die Botschaft 
kommt an bei Anton und seinem 
Kumpel Dorian. Erst recht, als an­

schließend der Opus-
Hit »Life is life« aus dem 

Jahre 1985 erklingt, allerdings in 
einer brunzdummen Neonazi-Ver­
sion mit dem Refrain »Wir grüßen 
Heil«. Ein »Partyknaller für Hirn­
lose« schimpft Jana, gefolgt von 
Kurzstellungnahmen einiger Ju­
gendlicher, die sich gleichfalls em­
pört über diese schamlose Form 
des Manipulation von Musik äu­
ßern. Zu guter Letzt kündigt der 
Komponist des Opus-Hits recht­
liche Schritte gegen die Rechtsro­
cker an. 

Eine ganze Menge Informationen 
für ein kaum sechsminütiges Hör­
stück mit dem Titel »Party«. Es ist 
Teil der 27 Stationen umfassenden 
Audio-Tour »Hörpol«. Ein Versuch 
der etwas anderen Art, junge Men­
schen mit einem der schlimmsten 
Kapitel deutscher Geschichte zu 
konfrontieren. »Hörpol« ist ein »ju­
gendgerechter Videoclip für den 
Kopf«, der an historischen Origi­
nalschauplätzen in Berlin-Mitte 
(Spandauer Vorstadt) »jüdische Ge­

schichte erleben und nachfühlen 
lässt«, beschreibt Projektleiter Hans 
Ferenz das Unternehmen. Wenn 
Jugendliche in der Schule – so über­
haupt – an die deutsch-jüdischen 
Geschichte herangeführt werden, 
geht es meist um schwere Kost: um 
die Erinnerung an den Holocaust, 
das Desaster deutscher Politik und 
die Zerstörung gesellschaftlicher 
Strukturen zwischen Ju­
den und Nicht-Ju­
den. Ein allzu häu­
fig sehr ab­
straktes Lernpro­
gramm, das oft 
nicht an die aktu­
elle Lebenspraxis 
junger Menschen anknüpft. Die Äl­
teren dürften sich erinnern, wie 
quälend trocken und langweilig 
Geschichtsunterricht gelegentlich 
sein kann. Es gehe »nicht darum, 
Geschichte zu lernen, sondern zu 
erfahren«, sagte Claudia Zinke, 
Berliner Staatssekretärin für Bil­
dung, Jugend und Familie bei der 
Präsentation des Projekts. Nicht 
Buchwissen, sondern sinnliches Er­
leben an authentischen Schauplät­
zen rühre an. 
Das Anfang 
Juli gestar­
tete Pro­
jekt »Hör­
pol« in Ber­
lin Mitte ver­
sucht, einen 
solchen sinnlichen 
Zugang zu vielen Facetten jüdischer 
Geschichte und Gegenwart zu lie­
fern. 

An einigen Stationen haben 
Schüler höherer Jahrgänge 

mitgearbeitet. Zum Beispiel auch 
bei »Anpinkeln«. Darin liest Ju­
gendbuchautor Klaus Kordon eine 
Passage aus seinem Roman »Juli­
ans Bruder«, in der Nazis auf einen 
Berliner Juden urinieren. Der Autor 
verabschiedet sich von den Hörern 
mit dem – ironischen – Hinweis, er 

habe »wie in einem Roman 
so üblich« alles erfunden. An­

schließend folgen in kompri­
mierter Form Nachrichten über 

tatsächliche Ereignisse aus jüngerer 
Zeit. Kostprobe: »Sommer 2002. 
Weil der 17jährige Marco Hiphop 
hörte, weite Baggy Jeans trug und 
seine Haar blond färbte, wurde er 
von drei Jugendlichen als Jude be­
schimpft, brutal zusammen ge­
schlagen und angepinkelt. An­
schließend sprang einer der Rechts­
radikalen Marco in den Nacken und 
tötete ihn.« Als »Nachrichtenspre­
cher« agieren die Elftklässler Dési­

rée, Jenny und Vincent von der 
Spandauer Martin-Buber-
Oberschule. Ob die abschlie­
ßende Verbalattacke gegen 
die Neonazis (»Was wollt ihr 

mit euren Taten eigentlich er­
reichen?«) die angesprochene 

Szene erschreckt, sei einmal dahin 
gestellt. 

Die nicht-kommerzielle Audio­
führung »Hörpol« richtet sich vor 
allem an Jugendliche ab 14 Jahren, 
an Schulklassen aller Schultypen ab 
Klasse Neun. 27 Hörstationen bie­
ten einen Querschnitt über Jüdische 
Geschichte und Jüdische Kultur, 
über das Grauen der NS-Zeit und 
neuen Rechtsradikalismus, aber 
auch über das Zusammenleben in 
einer mehr und mehr multikultu­
rellen und multireligiösen Gesell­

schaft. Der Zugang erfolgt über 
das Internet: Stationsplan und 
Hörstationen der Audioführung 
stehen unter der Adresse www.

hoerpol.de als Download zur Ver­
fügung; MP3-taugliche Handys 
oder MP3-Player dienen als »Au­
dio-Guides«. 160 Minuten netto 
dauern die Stationen insgesamt; 
die Länge variiert zwischen drei 
und acht Minuten. Es empfiehlt 
sich, für einen Streifzug nur eine 
Handvoll Stationen anzusteuern. 
Denn »Hörpol« lädt nicht zum 
schnellen Audio-Konsum ein, son­
dern provoziert zur Diskussion über 
die präsentierten Inhalte. Die Viel­

Fo
to

: C
hr

. v
. P

ol
en

tz
 / t

ra
ns

itf
ot

o.
de

  Geschichte(n) 
    erfahren
        Mit dem Projekt »Hörpol« kontra Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit
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zahl von Cafés und Kneipen in die­
sem angesagten Teil von Berlin-Mit­
te animiert geradezu zum Klönen.

Gefördert wird das Projekt von 
Bundespräsident Horst Köhler, 

der Jüdischen Gemeinde, der 
Bundeszentrale für Politische Bil­
dung, dem Verband für sozial-kul­
turelle Arbeit und vielen anderen. 
An die 120 Personen haben »Hör­
pol« möglich gemacht – als Unter­
stützer, Sponsoren, oftmals auch 
als ehrenamtliche Mitarbeiter. Die 
Kosten in Höhe von 148.000 Euro 
übernahm unter anderem der 
Hauptstadtkulturfonds. Zu den Un­
terstützern zählen auch die Ge­
werkschaft Erziehung und Wissen­
schaft sowie ver.di. Als Medien­
partner agieren der »Tagesspiegel«, 
»Zitty«, Fritz, das ZDF und Deutsch­
landradio Kultur. 

Mitgewirkt haben auch eine Rei­
he »Medienpromis« wie Rufus Beck 
und Marietta Slomka sowie Zeit­
zeugen. So enthält die Hörstation 
»Du spinnst!« die O-Ton-Geschich­
te von Coco Schumann, der Ausch­

witz als Mitglied der Lagerkapelle 
überlebte. Dass ernste Inhalte und 
witzige Aufbereitung einander 
nicht widersprechen, belegt die 
Musik-Wortcollage »Trotzdem!« 
über das Jüdische Gymnasium an 
der Großen Hamburger Straße. Ein 
kleines akustisches Juwel, bei dem 
alle Geräusche und die Musik von 
der BeatBox-Gruppe 
»4XSamples« mit dem Mund 
erzeugt wurden. Bei allem 
Bemühen um eine ziel­
gruppengerechte Sprache 
verfällt »Hörpol« niemals 
in einen anbiedernden Ju­
gend-Jargon.

Die gleichfalls eher humor­
voll angelegte Station »Fromms« 
handelt vom Kondomfabrikanten 
Julius Fromm, dessen ‚«jüdische Er­
findung« den Alltag der Jugend­
lichen bis heute nachhaltig prägt. 
Eine Art Radioshow, gesprochen 
von Axel Prahl sowie Serkan Sehan 
vom Grips-Theater. Ebenso wie für 
»Du spinnst!« liegt auch für 
»Fromms« vertiefendes Unter­
richtsmaterial zum Download be­

reit, in diesem 
konkreten Fall über die Familienge­
schichte der Fromms, über Aus­
grenzungsmechanismen und ent­

sprechende Strategien des NS-Re­
gimes. Entwickelt wurden diese 
Materialien maßgeblich vom Lan­
desinstitut für Schule und Medien 
Berlin-Brandenburg (LISUM). Das 
Material, darauf legt Hörpol-Ma­
cher Ferenz großen Wert, sei geeig­
net für alle Schultypen, könne also 

je nach Leistungs­
stand der einzelnen 

Klassen eingesetzt 
werden. Die Audiotour 

vermittelt wertvolle ak­
tuelle Bezüge zu den 

großen Themenfeldern An­
tisemitismus und Fremden­

feindlichkeit. 
Anton und sein Kumpel sind in­

zwischen an der Monbijou-Brücke 
angelangt. Ausflugsdampfer tu­
ckern am gegenüberliegenden Bo­
de-Museum vorbei. Das Wellenrau­
schen der Spree vermischt sich mit 
dem Plätschern aus ihren i-pod-

Ohrstöpseln. »Amerika« heißt 
die hier angesiedelte Station, 

bei der erneut Jugendbuch-
Autor Kordon als Vorleser 
zum Zuge kommt. Hier 
geht es um den – vielfach 
gescheiterten – Versuch 
jüdischer Bürger, dem 
Terror der Nazis durch 
Emigration in das »Land 

der unbegrenzten Mög­
lichkeiten« zu entkommen. 

Schon entspinnt sich zwischen 
Anton und seinem Freund eine 

Diskussion darüber, wieso Jahr für 
Jahr im Mittelmeer schwarzafrika­
nische Boots-Flüchtlinge ums Le­
ben kommen, weil die europä­
ischen Länder die Aufnahme ver­
weigern. Anton hat das Buch von 
Kordon bereits gelesen. Er wird es 
seinem Freund Dorian ausleihen.

 � Günter Herkel

Hans Ferenz am Mahnmal für die deportierten Juden

Jede Menge Ideen
Drei Wie-Fragen an Initiator und Projektleiter Hans Ferenz

  Geschichte(n) 
    erfahren
        Mit dem Projekt »Hörpol« kontra Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit

Wie ist die Idee zu »Hörpol« 
entstanden? 

Ferenz: Die Grundidee hatte ich 
schon lange im Kopf. Eine Audio­
führung durch das Szeneviertel in 
Berlin mit all den Kneipen, Cafés 
und Musikklubs. Dazwischen die 
besondere Geschichte des Viertels 
– ich war sicher, dass diese Art der 
Anbindung hier gut funktionieren 
würde. 

Das Problem bestand eher in der 
Frage, wie das Ganze umzusetzen 
sei. Eine kommerzielle Audio-Füh­
rung kam nicht in Betracht. Erst als 
ich vor einigen Jahren meinem da­
mals 13-jährigen Sohn am Rechner 
mit seinem MP3-Player kostenlos – 

natürlich ganz legal – Musik herun­
terladen sah, wurde mir klar: Das 
isses.

Wie ist die bisherige Resonanz 
auf »Hörpol«?

Ferenz: Ganz ordentlich. Unser 
Download-Button wurde bereits 
mehr als 10.000 Mal angeklickt. Die 
gesamte Audio-Tour wurde etwa 
5.000 Mal als MP3-Datei herunter 
geladen. Täglich kommen 45 bis 50 
neue Interessenten hinzu. Die An­
zahl der Klicks erfasst zudem nicht 
die wahre Nutzung durch die User. 
Viele Schüler schieben offenbar die 
Dateien vom zentralen Schulserver 
auf ihren MP3-Player. 

Wie geht es weiter mit »Hör-
pol«?

Ferenz: In der nächsten Zeit wer­
den organisierte Gespräche mit 
Schulklassen vor Ort, also an ein­
zelnen Hörstationen stattfinden. 
Das kann ganz unterschiedlich ab­

laufen. Vielleicht als Diskussion 
über »entartete Kunst« im »Tache­
les« oder über »verbotene Musik« 
im »b-flat« (Jazzclub in der Ro­
senthaler Str.), unter Umständen 
mit Coco Schumann. Es gibt jede 
Menge Ideen. � kel
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Der Landesfachgruppenvor­
stand Musik hat vom 27. bis 

28. August 2009 in der ver.di-
Jugendbildungsstätte Berlin-Kon­
radhöhe eine Klausurtagung 
durchgeführt. Wichtige Themen 
waren der Start einer Tarifver­
tragskampagne für Berlin unter 
dem Arbeitstitel »Aktionsbündnis 
Tarifvertrag«; die Arbeitsstruk­
turen des Landesfachgruppen­
vorstandes; die Volksinitiative des 
Landesverbandes der Musikschu­
len Brandenburg zum Musik­
schulgesetz 30.000 Unterschrif­
ten der Volksinitiative zwingen 
den Landtag, sich im November 

gleiche Stundendeputat erhal­
ten wie vor dem Erziehungsur­
laub, also Beschäftigungssiche­
rung)

•	 �Honorarfortzahlung im Krank­
heitsfall ab dem ersten Tag zu 
100 Prozent

•	 �Zuschüsse zu einer freiwilligen 
Altersvorsorge wie bei den Volks­
hochschul-Lehrkräften, da die 
Rente bei dem überwiegenden 
Teil der LehrerInnen nicht ausrei­
cht und vom Honorar nicht ge­
nug übrig bleibt, um auf eigene 
Kosten eine Zusatzversicherung 
abzuschließen. 

Ein Tarifvertrag nach § TV 12 a ist 
für den Fachgruppenvorstand nur 
eine Übergangsphase zum TVöD/
BAT. Die Forderung, dass Musik­
schullehrer grundsätzlich fest an­
gestellt sein sollten, bleibt beste­
hen! � Reiner Melle

Tarifvertragsgesetz § 12 a sind:
•	 �Differenzierung von Honora­

ren, z.B. denkbar nach den Ka­
tegorien Einzelunterricht / Ensem­
blearbeit, Früherziehung, Koo­
peration mit Schulen

•	 �Kündigungsschutz (in Anleh­
nung an BAT/TVöD nach Al­
tersstufen)

•	 �Mutterschutz (Mütter sollen 
nach dem Erziehungsurlaub das 

mit den Forderungen nach Modi­
fizierung des Musikschulgesetzes 
zu befassen (siehe Sprachrohr 
04/2009, Seite 11). 

Auf der Tagung wurde der Be­
schluss gefasst, für die arbeitneh­
merähnlichen Honorarkräfte in 
Berlin eine Tarifkampagne durch­
zuführen, um die derzeitig prekä­
re Situation der Musikschullehre­
rInnen zu verbessern. Ähnliches ist 
auch für Brandenburg geplant. Hier 
werden die Ergebnisse der No­
vembersitzung des Landtages ab­
gewartet. Die wesentlichsten For­
derungen für die Kampagne und 
den angestrebten Tarifvertrag nach 
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Das seit dem Schuljahr 2005/ 
2006 in Nordrhein-Westfa­

len laufende Projekt »Jedem Kind 
ein Instrument« erfreut sich in 
der bildungspolitischen Landschaft 
mittlerweile großer Beliebtheit 
und wird auch in anderen Bun­
desländern implementiert. Die­
sem Projekt liegt die außerordent­
lich begrüßenswerte Idee zugrun­
de, jedem Kind unabhängig von 
seiner sozialen Herkunft den Zu­
gang zu musikalischer Betätigung 
und damit kulturelle Teilhabe zu 
ermöglichen. Dieses Projekt ist 
bislang jedoch nicht wirklich zu 
Ende gedacht. Offene Probleme 
betreffen die finanzielle Absiche­
rung, die Nachhaltigkeit, den Sta­
tus der Lehrkräfte und die musi­
kalische Qualität. 

Über die Erfahrungen der er­
sten beiden Projektjahre in NRW 
liegt mittlerweile auch eine Be­
gleitstudie (Beckers & Schulten 
2007) vor. Dort werden vor allem 
drei Problembereiche genannt: 
Erstens: Die Kinder nehmen den 
Unterricht sehr positiv wahr, sind 
aber sehr unterschiedlich moti­
viert zu üben. Dies wirkt sich auf 
das musikalische Leistungsniveau 
der Gruppen negativ aus. Zwei­
tens: Es gibt teilweise gravierende 
organisatorische Probleme in der 
Zusammenarbeit mit den Schu­
len. Drittens: Es werden vor allem 
die Kinder erreicht, deren Eltern 

ohnehin Interesse an Kultur ha­
ben, weniger Kinder aus bil­
dungsfernen Schichten. 

Großgruppenprojekte wie »Je­
ki« werden bildungstheoretisch 
damit begründet, man erreiche ein 
größeres Publikum, noch dazu aus 
bildungsfernen Schichten. Tatsäch­
lich scheint das »sozialere« Pro­
jekt »Jeki« jedoch in erster Linie 
bürgerliche Mittelschichtskinder 
anzusprechen. Damit wäre das 
Hauptanliegen des Projekts ver­
fehlt. Außerdem: Der »Jeki«-Un­
terricht scheint in erster Linie au­
ßermusikalische Transfereffekte – 
wie eine Steigerung der Konzen­

trationsfähigkeit oder ein weniger 
aggressives Sozialverhalten – statt 
Fertigkeiten auf dem Instrument 
zu erzeugen. Die Wissenschaftler 
warnen jedoch davor, selbst sol­
che Effekte überzubewerten. 

Damit ein Projekt wie »Jeki« 
seinen Anspruch, einen wertvol­
len Beitrag zur musikalischen Bil­
dung und zur Chancengerechtig­
keit zu leisten, tatsächlich einlö­
sen kann, müssen nach Auffas­
sung der Fachgruppe Musik Ber­
lin-Brandenburg folgende Bedin­
gungen erfüllt werden:

•	 �»Jeki« muss für alle Kinder zu­
mindest über einen Zeitraum 
von ein bis zwei Jahren ver­
pflichtend sein, damit auch 
Kinder aus bildungsfernen 
Schichten erreicht werden.

•	 �Für alle Kinder, die dies wollen, 
muss im Anschluss an »Jeki« 
die Möglichkeit gegeben sein, 
den Unterricht an einer Musik­
schule fortzusetzen. Bei ent­
sprechendem Bedarf muss die 
Möglichkeit einer Befreiung 
von den Unterrichtsgebühren 
bestehen sowie müssen Leihin­
strumente kostenlos überlas­
sen werden. Das bedeutet: 
Ausbau und entsprechende fi­
nanzielle Ausstattung der Mu­
sikschulen.

•	 �»Jeki« muss zusätzlich zum 
Musikschulunterricht stattfin­
den. Wenn »Jeki« zusätzlich zu 
bewährten Angeboten der Mu­
sikschulen stattfindet, bietet es 
eine sinnvolle Möglichkeit der 
Vernetzung von Musikschule 
und Schule.

•	 �Die Durchführung von »Jeki« 
darf nicht von privater finanzi­
eller Förderung abhängen.

•	 �Zur Qualitätssicherung müssen 
überprüfbar solche Lernziele 
formuliert sowie ein Curricu­
lum erarbeitet werden.

•	 �Die Bedeutung musikpädago­
gischer Lernziele darf nicht zu­
gunsten fragwürdiger Transfer­
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Mit Aktionsbündnis  

prekäre Lage ändern

Fachgruppe

Musik

Festanstellung bleibt das Ziel
Tarifkampagne und Tarifforderungen für Honorarkräfte beschlossen

effekte in den Hintergrund tre­
ten.

•	 �Der Unterricht soll ausschließ­
lich von fest angestellten Mu­
sikschullehrkräften erteilt wer­
den, die gleichberechtigt im 
Team mit den fest angestellten 
Lehrern der allgemein bilden­
den Schulen unterrichten.

Was den Status der Lehrkräfte 
betrifft, steht in einem Bundesv­
land wie Berlin mit einem Anteil 
von ca. 90 Prozent Honorarlehr­
kräften an Musikschulen zu be­
fürchten, dass der »Jeki«-Unter­
richt überwiegend von eben die­
sen sozial und finanziell völlig un­
zureichend abgesicherten Hono­
rarlehrkräften erteilt werden wird. 
Die Stellen, die derzeit in NRW 
geschaffen werden, werden größ­
tenteils durch die Unterrichtsge­
bühren der Eltern finanziert. Wie 
aber soll das gehen, wenn die 
Forderung des Landesmusikrates 
Berlin nach Entgeltfreiheit für alle 
Kinder eingelöst wird? Vermut­
lich wieder auf Kosten der Musik­
schullehrkräfte, die den haupt­
sächlichen Kostenfaktor für dieses 
Projekt darstellen. Wie viel dem 
Berliner Senat die in Kooperatio­
nen zwischen Musikschule und 
allgemein bildender Schule tätigen 
Musikschullehrkräfte wert sind, 
hat sich gezeigt, als deren Honora­
re im Jahr 2008 um etwa ein Drittel 
gesenkt wurden. � Anja Bossen

Jedem Kind ein Instrument
Großgruppenprojekte müssen an Bedingungen geknüpft werden
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Was, die Gewerkschaft hat 
einen Chor? Der singt be­

stimmt bloß Kampflieder! Falsch 
gedacht. In den aktuellen Proben 
– jeden Dienstag von 17.30 bis 
20 Uhr in der ver.di Bundesver­
waltung, neue Sangeslustige sind 
herzlich willkommen – stehen fürs 
Weihnachtsprogramm das Credo 
von Vivaldi in Latein und eine 
Haydn-Messe auf dem Notenblatt. 
Nataliya Chaplygina arbeitet kon­
zentriert mit 16 Sängerinnen und 
Sängern. Sie spielt die Klavierbe­
gleitung und dirigiert gleichzeitig, 
singt die Stimmen von Bass bis 
Sopran vor, gibt straffe Anwei­
sungen: Drei Takte vor 27 bitte. 
Die Worte »Jesum Christum« ex­
akt singen. Adagio heißt nicht 
einschlafen. Ich höre zu viele Vo­
kale und keine Konsonanten. Bit­
te nach vorn schauen und ein 
heiteres Gesicht machen … 

Die 36jährige Chorleiterin – aus 
Turkmenistan stammend, die ihre 
Ausbildung für Chor- und sinfoni­
sche Orchesterleitung mit einem 
zweijährigem Studium an der 
Berliner Hanns-Eisler Musikschule 
vervollkommnete – fordert viel. 
Aber nichts, was ein Laienchor 
nicht auch leisten kann. Die Ein­
trittsschwellen sind weniger hoch 
gesetzt als bei den Profis. »Unsere 

Sommer auf dem Programm. In 
diesem Winter sind es neben den 
Messen auch europäische Weih­
nachtslieder. Stücke aus der Ba­
rockzeit singt der Chor gern, 
auch Freiheits- und Gewerkschafts­
lieder. Nur keine Kampflieder, da­
rüber sind sich alle einig. Die sind 
bei einigen mit unangenehmen 
Erinnerungen verbunden.

»Unser Repertoire soll uns Freu­
de machen und denen, die uns 
hören«, sagt Nataliya, die das 
Programm mit dem Anspruch auf 
Professionalität zusammenstellt. 
Wichtig sind demzufolge auch 
die Auftritte. Vor allem fürs Früh­
jahrsprogramm könnten es mehr 
sein. In der Vorweihnachtszeit 
singt der ver.di-Chor in Kirchen, 
auch zur ver.di-Jubilarehrung. Für 
andere gewerkschaftliche Ereig­
nisse wäre er als kulturelles High­
light noch zu entdecken, meint 
ver.di-Mitarbeiterin und Chormit­
glied Janet Dormann. Die we­
nigsten wüssten bereits, dass sich 
die Gewerkschaft auch einen 
Chor leistet. � Bettina Erdmann 

Nächste Auftritte: 18.12.2009, 19:00 
Uhr, Krankenhauskirche (Unfallkran-
kenhaus Marzahn), Brebacher Weg 15, 
20.12.09, 16.00 Uhr, Advent-Zachäus-
Kirche, Danziger Str. 201-203. Karten 
zu 7, ermäßigt 5 Euro direkt vor Ort.
http://chor.verdi.de

keineswegs alles ver.di-Beschäf­
tigte – der gern kommt.« Sie 
schätzt vor allem die Stimmbil­
dung. Gerhard liebt Mozart. Jeni 
Hietalahti, die Finnin, die in den 
Nordischen Botschaften arbeitet, 
singt alles gern. Sie hat mit dem 
Chor ein finnisches Weihnachts­
lied geübt und war überrascht, 
wie gut das klingt. Der Chor singt 
auch ungarisch, italienisch, eng­
lisch, französisch … Was einstu­
diert wird, entscheidet letztend­
lich Nataliya, die Romantik be­
sonders mag. Deshalb standen 
Lieder aus dieser Zeit im letzten 

Voraussetzungen sind ganz unter­
schiedlich«, berichtet Gerhard Ger­
lach, der noch als Mitarbeiter des 
ver.di Hauses Mitglied des 2002 
gegründeten Chores wurde. »Eini­
ge können vom Blatt singen, an­
dere weniger. Einige hatten Musik­
unterricht, andere nicht. Mit der 
Zeit lernt man enorm dazu.« 

Autorin und Fotografin Gerta 
Stecher, seit Jahren mit ihrer Alt­
stimme dabei, weiß, dass regel­
mäßige Proben und gelegentliche 
Auftritte auch viel Disziplin ko­
sten. »Nicht alle halten das durch. 
Doch wir sind ein fester Kern – 
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Alles außer Kampflieder 
Der ver.di-Chor hat ein anspruchsvolles internationales Repertoire

Ende Oktober werden erstmals 
Tarifverhandlungen für die 

Beschäftigten des Berliner Baby­
lon-Kinos stattfinden. Vereinbart 
wurde dies zwischen ver.di und 
der Geschäftsleitung der Neuen 
Babylon Berlin GmbH. »Wir wur­
den von einem der vier ver.di-Mit­
glieder im Babylon aufgefordert, 
Tarifverhandlungen aufzuneh­
men«, so der stellv. ver.di-Landes­
bezirksleiter Andreas Köhn. Bei 
einer Betriebsversammlung im Ki­
no habe er kürzlich erstmals die 
ver.di-Positionen vorstellen kön­
nen. Da sich ver.di des besonde­
ren Kulturauftrags dieses Kinos 
bewusst sei, wolle man gemein­
sam mit dem Senat und der Ge­
schäftsleitung die tarifliche Situa­

tion verbessern. »Wir sind guter 
Hoffnung, zum 1. Januar 2010 
mit dem Babylon eine Regelung 
analog zum HDF-Tarifvertrags ab­
schließen zu können«, so Köhn. 
Erklärtes Ziel sei, dass auch im 
Kinobereich keine Löhne unter 
7,50 Euro gezahlt werden.

ver.di vertritt in der Kinowirt­
schaft über 2.000 Beschäftigte, 
angesichts der Belegschaftsstruk­
tur mit vielen Teilzeit- und studen­
tischen Aushilfskräften ein guter 
Organisationsgrad. Als anerkann­
te Tarifvertragspartei schließt ver.di 
seit Jahrzehnten Flächen- und 
Haustarifverträge für die Branche 
ab, so den »Bundestarifvertrag für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer in Filmtheatern«, genannt 

HDF, für die dem Hauptverband 
Deutscher Filmtheater (HDF-Kino 
e.V.) angehörenden und tarifge­
bundenen Kinobetriebe. Er sieht 
für einen Filmvorführer mit fünf­
jähriger Berufserfahrung in der 
Ortsklasse S für Städte ab 100.000 

Einwohner derzeit einen Stun­
denlohn von 11,38 Euro vor. 

»Wenn es uns gelingt, für das 
Babylon einen entsprechenden 
Tarifvertrag abzuschließen, ist der 
Weg auch frei für zukünftige 
HDF-gemäße Abschlüsse in ande­

ren öffentlich geförderten Kinos – 
namentlich im Kino Arsenal und 
in den Hackeschen Höfen«, hofft 
Köhn. Mit der ebenfalls im Baby­
lon aktiven Gewerkschaft FAU 
(Freie Arbeiterinnen und Arbeiter 
Union) sei man durchaus zu Ge­
sprächen bereit. Auch Beschäf­
tigte sprachen sich in der Be­
triebsversammlungdafür aus. 

Die FAU habe in den letzten 
Wochen mit bezahlten Flugblatt­
verteilern vor dem Kino gestan­
den und zum Boykott aufgeru­
fen. »Das ist nicht unser Stil«, 
kommentiert Köhn, »wenn wir – 
wie im Falle Lidl – zu Boykotten 
aufrufen, verbinden wir dies mit 
Arbeitskämpfen, etwa mit einem 
Warnstreik.«� ucb

Kintopp mit Tarifvertrag
Ziel: Auch im Kino Babylon keine Löhne unter 7,50 Euro

Um Leiterin Nataliya (vorn, Mitte) und den Flügel gruppiert

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Die Parteien vergegenwärtig­
ten sich die jeweiligen Vor­

züge des geschlossenen Ver­
gleichs. Und die Kammer war der 
Schwierigkeit enthoben, an die­
sem 15. September im Berliner 
Landgericht ein Urteil zu fällen. 
Ungeklärt blieb so allerdings die 
eigentliche Streitfrage: Durfte das 
MieterMagazin, das offizielle Blatt 
des Berliner Mietervereins e. V., in 
einem Bericht über ein Moderni­
sierungsvorhaben im Kreuzber­
ger Wrangelkiez – als »Milieu­
schutzgebiet« und überhaupt 
recht heikel – die sanierungswil­
lige (Mit-)Eigentümerin der Im­
mobilie mit vollem Namen nen­
nen und auch noch auf deren be­
rufliche Position verweisen? 

Wenn es sich nicht um eine 
namhafte Vertreterin der haupt­
städtischen schreibenden Zunft 
handeln würde, wäre die Sache 
womöglich weniger eskaliert. 

Doch so erwirkte die Bloßgestell­
te eine Einstweilige Verfügung – 
gegen das Magazin und die Ver­
fasserin.

Das MieterMagazin wehrte sich 
und machte vor Gericht ein öf­
fentliches Interesse für solche 
Bauvorhaben geltend, sah die 
Hauseigentümerin als eine Per­
son, die »die Privatsphäre verlas­
sen hat« und als Unternehmerin 
agiert, die sich selbst auch publi­
zistisch zu derartiger Thematik 
schon geäußert hat. Eine »Pran­
gerwirkung« der eigenen Bericht­
erstattung – die der Anwalt der 
Beschwerdeführerin und tenden­
ziell wohl auch der Kammervor­
sitzende unterstellten – wies man 
von sich. 

Die Darstellung sei vielmehr eher 
»handzahm« und »ausgewogen« 
erfolgt. Dagegen hielt der Ver­
mieterinnen-Anwalt schon die 
Überschrift des Beitrages (»In Guts­

herrenmanier«) für eine »Frech­
heit«, verwies darauf, dass Kreuz­
berg in solchen Fragen »vermin­
tem Gelände« gleichkomme, und 
erklärte, dass seine Mandantin, 
derart »ans Licht der Öffentlichkeit 
gezerrt«, »richtiggehend Angst« 

auszustehen und sich vielfach zu 
rechtfertigen hatte. Außerdem 
habe die Autorin des MieterMa­
gazins die »Vertraulichkeitsab­
rede« nicht eingehalten. 

Eine solche Abrede bestreitet 
die Gegenpartei. Am Rande der 
Verhandlung betonte die Auto­
rin, im Gespräch mit der Eigentü­
merin bereitwillig Auskunft erhal­
ten zu haben und »mit keinem 
Wort« um Anonymität gebeten 

worden zu sein. Kurz: Es stand – 
wie häufig – Rede gegen Rede 
und Meinung gegen Meinung. 

Welche Position juristisch sank­
tioniert worden wäre, ob die 
Kammer das Recht auf freie Mei­
nungsäußerung und die Presse­
freiheit oder das Persönlichkeits­
recht der Eigentümerin höher be­
wertet hätte, ging im vereinbar­
ten Vergleich unter. 

So grundsätzlich war die pres­
serechtliche Frage vor der 27. Zi­
vilkammer auch gar nicht erör­
tert worden. Eine Richterin hatte 
die Mietervereinsvertreter explizit 
darauf hingewiesen, dass ein 
richtungweisender Spruch hier 
gar nicht zu erwarten sei, allen­
falls eine »Einzelfallentschei­
dung«. MieterMagazin und freie 
Autorin haben sich nun verpflich­
tet, den Namen der medienma­
chenden Bauherrin nicht mehr zu 
nennen. � N.P.

Es wäre gut, wenn niemand weiß ...
Entscheidung wurde dem Gericht durch Vergleich erlassen

Zu einem ersten gemeinsamen 
Dialog hatten die ver.di-Fach­

bereiche 6 und 8, die die im Berli­
ner Kulturhaushalt verankerten 
Einrichtungen vertreten – Theater 
und Orchester sowie Museen – 
am 27. August 2009 geladen. 
Gekommen waren auch die kul­
turpolitischen Sprecherinnen der 
Abgeordnetenfraktionen von CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Auch die Deutsche Orche­
stervereinigung sowie die Lei­
tungen der Kultureinrichtungen 
waren zum Teil sehr prominent 
vertreten. Wesentliches Thema: 
das komplizierte Tarifgefüge, die 
Veränderungen mit dem Auslau­
fen des Anwendungstarifvertra­
ges für den Öffentlichen Dienst 
und ganz konkret die zu erwar­
tende Verteilung zusätzlicher 
Gelder für Tariferhöhungen. Der 
Hintergrund: Erstmals seit 1995 
kann es in einzelnen Kulturein­
richtungen Entgelterhöhungen 
geben, der Verzicht auf Entgelt­
bestandteile, der v. a. dem nicht­
künstlerischen Personal mit dem 
Anwendungstarifvertrag auferlegt 
war, endet zu Jahresbeginn 2010.

Auch künstlerische Beschäftig­
te hatten seit 2003 auf ca. 4,5 
Prozent Tariferhöhungen verzich­
tet. Die Veranstaltung in der ver.
di-Bundeszentrale stand deshalb 
unter dem Motto: »Jeder braucht 
Zuwendungen – und zwar ange­
messene«. Ein wesentlicher Erfolg 
der detailliert und streitbar ge­
führten Debatte: Die Kulturpoliti­
ker wurden mit den konkreten 
Problemen der Einrichtungen – 

seien es die Stiftung Stadtmuseum, 
die Opernstiftung oder einzelne 
Häuser wie das Konzerthaus, das 
DT, das Theater an der Parkaue 
oder die Berliner Philharmoniker 
– konfrontiert und konnten sich 
ein Bild von den praktischen Pro­
blemen machen. Von Stellenab­
bau und Arbeitsverdichtung, von 
»scheibchenweiser Amputation«, 
von einer generellen Privilegie­
rung gegenüber der freien Szene 

überhaupt durch Zuwendungen 
und von in einzelnen Häusern 
vereinbarter Beschäftigungssiche­
rung war da zu hören. Auch nicht 
unwichtig: Die in unterschied­
lichen Fachgruppen von ver.di 
vertretenen Kultureinrichtungen 
erkannten Übereinstimmungen 
und Unterschiede und traten in 
direkten Erfahrungsaustausch. 
Ein Streitpunkt, der sich in den 
Debatten herauskristallisierte, be­
schäftigte Mitte September dann 
bereits den Kulturausschuss des 
Abgeordnetenhauses: Warum, so 
war am Gewerkschaftstisch 
mehrfach gefragt worden, erhal­
ten mit dem kommenden Kultur­
haushalt voraussichtlich auch je­
ne Kultureinrichtungen, die gar 
keine Tarifverträge haben, zusätz­
liche Gelder für Tariferhöhungen? 
Und wie kann gesichert werden, 
dass diese Gelder tatsächlich bei 
den Beschäftigten ankommen 
und nicht in den Etats der Häuser 
versickern? Diese Frage wurde di­
rekt an die Intendanten weiterge­
geben. Die Antworten fielen al­
lerdings bislang nicht zufrieden­
stellend aus.� neh

Kompliziert – jedoch für alle
ver.di-Beratung zum Tarifgefüge von Theatern, Orchestern und Museen

Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Geballte Sprecher-Power auf dem Podium
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Der Bühnenservice der Stif­
tung Oper in Berlin – die 

fünfte, eher ungeliebte Säule im 
hauptstädtischen Opernbau – 
war in den letzten Monaten 
mehrfach in den Schlagzeilen. 
Gewerkschaft und Beschäftigte 
alarmierten wegen drohender 
Unterfinanzierung und fürchten 
weiteren Abbau. Doch am 5. Sep­
tember gab es ein ausschließlich 
erfreuliches Novum: Dekorations- 
und Kostümwerkstätten empfin­
gen zu einem Tag der Offenen 
Tür. Ein voller Erfolg. Wir spra­
chen mit Initiator und Tarifkom­
missionsmitglied Wolfgang Baum 
aus der Tischlerei und Personalrä­
tin Toni Winter, Leiterin der Putz­
macherwerkstatt.

Der Tag der Offenen Tür war Dei-
ne Idee. Ohne Geschäftsleitung 
wäre es aber nicht gegangen?

Wolfgang Baum: Natürlich 
nicht. Das Anliegen wurde offizi­
ell schon unterstützt, und wir ver­

ständigten uns mit der Geschäfts­
führung über die notwendigen 
praktischen Schritte. Nach dem 
Erfolg wird nun davon gespro­
chen, solche Tage der Offenen 
Tür künftig am neuen Standort 
fortzuführen. Etwas Besseres 
kann ich mir nicht wünschen. 

Meine Idee und unser gewerk­
schaftliches Ziel war ja, die Öf­
fentlichkeit auf unsere Leistungen 
aufmerksam zu machen, zu zei­
gen, was eigentlich dahinter 
steckt, wenn vom Bühnenservice 
die Rede ist und davon, dass wir 
von den Opern Aufträge und da­
mit auch Geld brauchen. Wir 
können etwas und haben etwas 
zu bieten, das wollten wir präsen­
tieren. Nicht zuletzt sollte es zu­
gleich eine Art Verabschiedung 
von den alten Räumlichkeiten in 
der Französischen und der Chaus­
seestraße sein. Ende 2010 sollen 
bekanntlich die neuen Zentral­
werkstätten am Franz-Mehring-
Platz bezogen sein.

Der Plan ist aufgegangen?
Toni Winter: Unbedingt. Es ist 

sehr viel Publikum gekommen, 
mehr als wir erwartet hatten. In 
den Kostümwerkstätten Franzö­
sische Straße waren wir bei den 
Führungen räumlich zeitweise an 
der Kapazitätsgrenze. Etwa 250 
Besucher hatten wir insgesamt, 
das Interesse war groß, es gab 
viele Fragen.

Wolfgang Baum: Wir haben 
die Leute nicht gezählt, aber es 
war ein richtiges Familien-Event. 
Die ersten Interessenten standen 
schon 10 vor 10 Schlange und es 
gab kontinuierlich Führungen bis 
in den späten Nachmittag. Eines 
unserer Highlights war das Modell 
des Werkstattneubaus, den wir 
natürlich auch erläutert haben.

Ursprünglich hattet Ihr für den 
Nachmittag eine Podiumsdiskus-
sion mit Gästen aus Politik und 
Kultur geplant. Die musste abge-
sagt werden. Warum?

Toni Winter: Nach anfäng­
licher Genehmigung hat der Stif­
tungsvorstand die Debatte dann 
untersagt. Offizielle Begründung 
war, dass keine ver.di-Veranstal­
tung in den Räumlichkeiten der 
Stiftung stattfinden dürfe. Ich 
glaube eher, man hatte Befürch­
tungen wegen der laufenden De­
batten um den Kulturhaushalt.

Wolfgang Baum: Es sollte um 
die Zukunft der Theaterwerkstät­
ten gehen. Offenbar will man in 
der Stiftung darüber nicht so gern 
reden. Das finde ich peinlich. Wir 
werden die Podiumsdebatte aber 
nachholen. Das Thema ist aktuell 
und wird womöglich noch drin­
gender.

Doch waren am 5. September im-
merhin drei kulturpolitische Spre-
cher von Abgeordnetenhauspar-
teien unter den Besuchern...

Toni Winter: Eingeladen hat­
ten wir alle fünf, Herr Braun von 
der CDU will seinen Besuch viel­
leicht nachholen, wir würden uns 
freuen. Alice Ströver von B’90/ 
Grünen, Brigitte Lange von der 
SPD sowie Wolfgang Brauer von 
der Linken waren sehr aufge­
schlossen und fasziniert von Mo­
dellen und Arbeitsproben. Die 
Computerräume in der Schnitt­
technik haben sie, glaube ich, 

sehr beeindruckt. Da wurde klar, 
dass wir auch sehr modern und 
effektiv arbeiten. Und kostenbe­
wusst. Wir konnten zugleich zei­
gen, dass wir wirklich Theater­
spezialisten und Könner unseres 
Fach sind: Wenn etwa ein Frack 
für einen Tänzer gefertigt wird, 
dann ist das eben kein gewöhn­
licher Frack...

Wolfgang Baum: Die drei ha­
ben jetzt sicher eine viel bessere 
und plastische Vorstellung, was 
sich hinter der langweiligen Be­
zeichnung Bühnenservice ver­
birgt. Es ist auch wichtig, dass wir 
im Dialog bleiben. Denn die Kuh 
ist noch längst nicht vom Eis, we­
der was die Sicherung der Exi­
stenz der Werkstätten noch was 
unsere Tarifverhandlungen be­
trifft. � Helma Nehrlich

Die Kuh ist noch längst nicht vom Eis
Großer Zuspruch beim Tag der offenen Tür im Bühnenservice der Opernstiftung

… Alice Ströver (Mitte) hatte das Ganze im Blick.

Fotos: Gabi Senft 

Gestärkt

Über 100 neue 

Mitglieder

Den Erfolg vermeldete sogar die 
»Tagesschau«: In der Opernstif-
tung sind in den vergangenen 
vier Wochen mehr als 100 Be-
schäftigte ver.di-Mitglied gewor
den. Ausgangspunkt waren die 
durch den Generaldirektoren-
wechsel ins Stocken geratenen 
Verhandlungen um einen Haus-
tarifvertrag für das nichtkünst-
lerische Personal. Diese Tarifver-
handlungen waren mit zahlrei
chen Aktionen in den Häusern 
erzwungen worden, laufen seit 
Mai 2008 und waren bis zum 
Sommer weit gediehen. Nach 
aktuellen Irritationen rührten 
Mitglieder der gewerkschaftli
chen Tarifkommission und ver.di- 
Vertrauensleute unter Kollegin
nen und Kollegen verstärkt die 
Werbetrommel, organisierten 
spontane Zusammenkünfte in 
den Arbeitsbereichen und infor-
mierten über die Situation. Mit 
den neuen Mitgliedern wird die 
Verhandlungsmacht der Arbeit-
nehmerseite gestärkt. Die Kolle-
ginnen und Kollegen können 
außerdem besser beteiligt wer-
den und ihre Rechte wahrneh-
men.� neh

Fachgruppe

Theater und 
Bühnen

Wolfgang Brauer interessierte 
sich für die Details …
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Da haben wir einander ein we­
nig betroffen und auch forschend 
angesehen: Helmut wird fünfund­
siebzig. »Und es fähret schnell 
dahin, als flögen wir davon ...«, 
schrieb darüber ein wunderbarer 
Schriftsteller in der Bibel, als er 
über das Leben nachsann. Nun, 
so schnell wie einer der allseits 
bekannten Postkutscher ist der 
Cottbuser Helmut Routschek 
nicht dahingefahren: Bergmann, 
promovierter Bergbauingenieur, 
konzessionierter Markscheider − 
ich habe keine Ahnung, was das 
ist, aber ich kenne Helmut als je­
manden, der Markknochen sehr 
gut von hohlem Gebein unter­
scheiden kann −, bisher 28 wis­
senschaftlich-phantastische Ro­
mane, ein Band Erzählungen, ins­
gesamt aufgelegt in fast zwei 
Millionen Exemplaren. Vieles da­
von wurde ins Sorbische, Pol­
nische, Tschechische, Ungarische, 
Russische, Chinesische übersetzt, 

und wer im australischen Queens­
land Urlaub machen sollte, der 
findet auch dort in der örtlichen 
Bibliothek Helmuts Romane − 
freilich unter dem Namen Alexan­
der Kröger, seinem Pseudonym. 
Solch einer weckt Aufmerksam­
keit nicht allein unter Lesern. Wie 
das früher zuging, kann man aus 
Helmuts faksimilierter Stasi-Akte 

in seiner Dokumentation »Das 
Sudelfass« ersehen. Als das end­
lich vorbei war und er auf ver­
schlüsselte Utopien verzichten 

konnte, ist er dem Genre den­
noch treu geblieben. Nicht allein 
dem: Weiterhin war er Mark­
scheider in jenem Sinn, den ich 
dem Wort unbedarft gebe, blieb 
an unserer Seite und vertritt seit 
2003 unsere Interessen als Vorsit­
zender des Landesverbandes 
Brandenburg im Verband deut­
scher Schriftsteller. 

Das ist eine Tätigkeit, bei der 
bergbauliche Erfahrungen von 
überaus großem Nutzen sind. 
Denn es verhält sich in unserer 
Gesellschaft ja nicht so, dass 
einem gewerkschaftlich tätigen 
Schriftsteller von sogenannten 
Volksvertretern sowie von Ange­
stellten der Behörden und geför­
derten Einrichtungen aufge­
schlossen und achtungsvoll be­
gegnet wird − selbst dann nicht, 
wenn man seine Bücher in China 
und Australien liest. Und so fände 
ich es denn zum Beispiel ganz 
überwältigend, wenn jemand in 
Brandenburgs Ministerium für 
Kultur künftig die Größe besäße, 
Helmut wenigstens zum achtzig­
sten Geburtstag zu gratulieren − 
und dergleichen nicht den Chine­
sen überließe. Wir, die Mitglieder 

des Landesverbandes tun das nun 
zum fünfundsiebzigsten und sind 
dabei nicht allein: Der Besucher­
zähler auf Helmuts Webseite 
zeigt gerade die Zahl 184023, 
und das Gästebuch schwillt täg­
lich an. Ein Geburtstagsgeschenk 
hat er sich nebenher selbst ge­
macht: eine Gruppe junger Mit­
glieder, die er soeben für den Ver­
band warb. � P. Werner Lange 

 �Alfred-Döblin-Preis 
für Eugen Ruge

Der VS Berlin gratuliert seinem 
Mitglied Eugen Ruge herzlich zur 
Verleihung des mit 15 000 Euro 
dotierten Alfred-Döblin-Preises, 
der für ein unveröffentlichtes Werk 
verliehen wird. Bei dem ausge­
zeichneten handelt es sich um 
Eugen Ruges erstes Romanmanu­
skript »In den Zeiten des abneh­
menden Lichts«. In der Begrün­
dung der Jury heißt es: «Entlang 
der Geschichte einer kommuni­
stischen Familie von den dreißiger 
Jahren bis zur Nachwendezeit 
wird mit Dialogkraft, grimmigem 
Humor und der kunstvollen Fä­
higkeit zur episodischen Verdich­
tung ein großer Bogen deutscher 
Historie geschlagen.« Wir wün­
schen Eugen Ruge eine ebenso 
große Begeisterung bei Lese­
rinnen und Lesern.

 �Elfriede Brüning 
wird 99 

Elfriede Brüning ist die älteste 
aktive Autorin Deutschlands. 
Über acht Jahrzehnte währt ihr li­
terarisches Engagement für die 
privaten Probleme der Frauen, die 
von ihrer Arbeit leben müssen 
und wollen. Anlässlich ihres 99. 
Geburtstags lädt der Berliner Ver­
band deutscher Schriftsteller (VS) 
und das Literaturforum zu Le­
sungen und Diskussionen ein mit 
der Jubilarin Elfriede Brüning, der 
Kritikerin Renate Drenko, dem 
Germanisten Hans-Wolfgang 
Lesch aus Lüneburg und dem Au­
tor Wolfgang Herzberg. Modera­
tion: Sabine Kebir. Zu dieser Ver­
anstaltung, die am 12. November 
ab 20.00 Uhr im Literaturforum 
im Brecht-Haus, Chausseestr. 125 
(Berlin-Mitte) stattfindet, lädt der 
VS herzlich ein (Eintritt: 5 €/3 €).

 �Lesemarathon  
2010

Große Ereignisse werfen ihre 
Schatten voraus, so auch der 10. 
Lesemarathon des Berliner VS, 
der in der Woche vom 22. bis 26. 
März 2010 stattfindet. Alle VS-
Mitglieder sind herzlich eingela­
den, sich am Lesemarathon zu 
beteiligen. 

Montag, 22. März: »Lügen, Rät­
sel, Geheimnisse« (Auftaktveran­
staltung)

Dienstag, 23. März: »Ran an‘n 
Sarg und mitjeweent« – Um das 
Sterben kommt niemand herum. 
Egal, ob es jemand friedlich im Bett 
im Kreise seiner Liebe erfährt, allein 
im Krankenhaus, durch Mörder­
hand oder die eigene, immer ist 
es eine anrührende Geschichte, 
mal tragisch, mal tragikomisch…

Mittwoch, 24. März: »Knoblochs 
Erben, Flaneure in Berlin« – Per 
Definition ist ein Flaneur (aus dem 
Französischen: flâner = umher­
streifen, umherschlendern) ein 
Mensch, der im Spazierengehen 
schaut, genießt und sich seinen 
Assoziationen und Impressionen 
hingibt. Heinz Knobloch hat das 
meisterhaft getan. und seine Er­
binnen und Erben unter uns.

Donnerstag, 25. März: »Biogra­
phien« – Schullesung

Freitag, 26. März: Ich.Hier – Ge­
schichten über die Kindheit. In 
der Großstadt, Kleinstadt, auf 
dem Land, vor Jahrzehnten, heu­
te, in der Zukunft.

Anmeldungen bitte bis zum 
31. Dezember 2009, am besten 
per Mail an anke.jonas@verdi.de 
oder telefonisch unter 030-88 
66/54 02

Helmut Routschek 

Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Lesenswert
Neuerscheinungen 

von VS-Mitgliedern

Elfriede Brüning »Auf schmalem 
Land« Roman von der Kurischen 
Nehrung, Scheunen Verlag Ber­
lin (Erstauflage 1938)

Stefanie Holuba »Was hat Ar­
beit mit Leben zu tun?« (He­
rausgeberin) Dietz Verlag Berlin

Christa und Johannes Jankowiak 
»Brandenburg. Nicht nur Sand 
und Heide« Stapp Verlag Berlin

P. Werner Lange »Heiliger Berg 
der Massai« Oldonyo Lengai, 
AS Verlag, Zürich

Lutz Rathenow / Frank Ruprecht 
»Der Liebe wegen« Ein Wende­
buch mit zwei Vereinigungsge­
schichten, Edition bunte hunde

Kurzmeldungen

Ein Markscheider …
… unter und über Tage: Helmut Routschek zum 75. Geburtstag
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	 Literatur

Elfriede Brüning zum 99: Aus 
Anlass des 99. Geburtstages von 
Elfriede Brüning lädt der VS Berlin 
gemeinsam mit dem Literaturfo­
rum am 12. November um 20.00 
Uhr in das Brecht-Haus, Chaussee­
str. 125, Berlin-Mitte, ein.

VS Brandenburg: Mitgliederver­
sammlung am 18. November 
2009, um 14.00 Uhr, im HERON-
Buchhaus, Mauerstr. 8, 03046 
Cottbus. Es schließt sich ab 16.00 
Uhr die öffentliche Lesung »Im 
Turm von Babel« zum Gedenken 
an Franz Fühmann aus Anlass sei­
nes 25. Todestages an. Es lesen: 
Reinhard Stöckel und Till Sailer; 
Einführung zu Leben und Werk: 
Paul Alfred Kleinert

VS Berlin: Mitgliederversamm­
lung am 25. November 2009, um 
17.00 Uhr, im Gebäude der ver.di 
Bundesverwaltung (Spreeufer), 
Raum Nabucco, Thema: »Berliner 
Verlagslandschaft – 20 Jahre nach 
dem Mauerfall«. Wenn möglich 
bitte bis zum 19.11.2009 unter 
der Tel.-Nr. 88 66 54 02 oder un­
ter christine.obst@verdi.de die 
Teilnahme bestätigen.

Veranstaltung »Fast vergessene 
Schriftstellerinnen und Schrift­
steller«: Die nächste Veranstal­
tung in dieser Lesereihe findet am 
3. Dezember 2009, ab 19.30 Uhr, 
im Literaturhaus Berlin, Fasanen­
str. 23, Kaminraum, statt. Axel 
Reitel stellt Johannes Tralow 
(1882-1968) vor. Eintritt frei.

VS-Stammtisch: Jeden ersten 
Donnerstag im Monat im »Terzo 
Mondo«, ab 19 Uhr, Grolmanstr. 
28, zwei Minuten vom U-Bhf. Uh­
landstr. (U 15) oder vom S-Bhf. 
Savignyplatz entfernt.

	 Jugend

medien.k.ind: Netzwerk von JAV 
und jungen Beschäftigten in der 
Medien- und Kulturbranche. Tref­
fen: am ersten Mittwoch im Mo­
nat, 18 Uhr, Gewerkschaftshaus 
Köpenicker Str. 30, Raum 7.B.

IOJ-Sprechstunde: Jeden 2. Diens­
tag des Monats, 13 bis 15 Uhr, 
Köpenicker Str. 30. Infos: www.ioj-
journalisten-international.de, E-
mail: ioj_deutschland@ yahoo.de

	 Senioren

ADN-Senioren: Am letzten Mon­
tag jedes Monats (außer Dezem­
ber) um 14 Uhr in der Begegnungs­
stätte der Volkssolidarität, Torstr. 
203-206, 10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden 
zweiten und vierten Mittwoch im 
Monat um 15 Uhr im Restaurant 
»Alter Krug«. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

Seniorenausschuss FB 8: Vor­
standssitzung 30. November, Ver­
sammlung 14. Dezember, jeweils 
11 Uhr im Raum 4.12 ver.di, Kö­
penicker Str. 30.

Rundfunksenioren: Exkursion ins 
Konzerthaus am Gendarmenmarkt 
mit Führung hinter die Kulissen 
am 2. November, 12.30 Uhr

Matinee anlässlich des Jahres­
tages der Pogromnacht am 8. 
November, 11 Uhr im Rathaus 
Köpenick

Veranstaltung PRO/Eislerkreis 
am 18. November, 15 Uhr: Casa­
blanca: Vortrag und Filmvorfüh­
rung in der Begegnungsstätte 
Kiefholzstraße 275

	 Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di 
Berlin treffen sich jeden 2. und 
4. Donnerstag um 17.30 Uhr in 
der Köpenicker Str. 30. Kontakt: 
Ulla Pingel, Tel. 030-621 24 50, 
E-Mail: ulla.pingel@gmx.de. Bernd 

Die Homepage des ver.di-Fachbereiches 8 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg ist erreichbar unter: 

www.medien-kunst-industrie.bb.verdi.de

MedienGalerie

Seit dem 15. Oktober läuft die 
Ausstellung »Veränderungen. 
20 Jahre politische Wende. Der 
fotografische Blick auf den Um-
bruch«. Die Schau zeigt Bilder 
von fünf ausgewählten Fotogra
fen, die die Wende auch etwas 
abseits von Jubelfeiern, Mauer-
spechten und Begrüßungsgeld 
im eher privaten Umfeld und an 
dennoch typischen Details auf-
spürten. Die von der dju Berlin-
Brandenburg organisierte Foto-
ausstellung wird bis zum 13. 
November gezeigt und von zwei 
Veranstaltungen begleitet:
Am 28. Oktober geht es um 
»Digitalisiserung oder das Ver-
schwinden der klassischen Me
dien(berufe)«, eingeladen ist 
Wolfgang Schimmel, Jurist beim 
ver.di-Bundesvorstand. 
Am 2. November heißt es 
»Mehr Einkommen für freie Fo-
tografen und Journalisten?«. Ge
meinsam mit Rüdiger Lühr, Spre-
cher der dju-AG Urheberrecht, 
wird zu Stand und Inhalt der Ver-
handlungen über Vergütungsre-
geln Honorare Text und Foto de-
battiert. Beginn jeweils 19 Uhr

	 Medien
Actorstable für Darstellerinnen 
und Darsteller der Film- und Fern­
sehbranche an jedem ersten 
Montag im Monat ab 18 Uhr im 
Café Rix, Karl-Marx-Str. 141 (di­
rekt U-Bhf. Karl-Marx-Str.) Rück­
fragen: Tel. 030-8 34 16 01, Eve­
lin Gundlach.

Medientreff für dju-Mitglieder 
und freie Medienschaffende aus 
Privatrundfunk, Film, AV-Produk­
tion und Neuen Medien. an je­
dem zweiten Dienstag im Monat 
ab 19 Uhr in Soppy Joe’s Bar, Eli­
sabethkirchstraße 3 (zwischen S-
Bahn Nordbahnhof und U-Bahn 
Rosenthaler Platz) siehe: www.
dju-berlinbb.de

	 Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsfüh­
renden Vorstands der FG 10 am 
2. Montag des Monats. Infos: 
Tel. 030-88 66-54 12.

	 Musik

Vorstandssitzungen finden mo­
natlich statt. Das Büro gibt über 
die Termine Auskunft. Der erste 
Tagesordnungspunkt wird für Mit­
glieder reserviert, die Probleme 
persönlich mit dem Vorstand be­
raten wollen. Anmeldungen un­
ter Tel: 88 66-54 02.

Buchvorstellung
1942 bis 1944 zwangen die Nazis jüdische Facharbeiter des gra-
fischen Gewerbes im KZ Sachsenhausen, Pfund- und Dollar-Bankno-
ten sowie Dokumente zu fälschen. Nach literarischen und filmischen 
Aufarbeitungen (»Die Fälscher«) betrachtete Florian Osuch erstmals 
den historisch-politischen Rahmen in Verbindung mit Details von 
Drucktechnik und Logistik. Das jetzt im VSA-Verlag erschienene Sach-
buch »Blüten« aus dem KZ entstand in Kooperation mit dem Karl-
Richter-Verein und ver.di. Florian Osuch steht Rede und Antwort 
zum druckfrischen Werk am 20. November, 19 Uhr in der Medien-
Galerie, Dudenstraße 10, U 6 Platz der Luftbrücke.

Funkhaus
Künftig finden am ersten und 
dritten Freitag im Monat ab 15 
Uhr Tage der Offenen Tür (mit 
Führung) im denkmalge-
schützten Teil des traditions-
reichen Funkhauses Nalepastra-
ße statt. Treff ist beim Pförtner. 
Um Anmeldung wird unter Tel. 
53 80 54 06 oder unter www.
nalepastrasse.de gebeten. Es ist 
allerdings etwas Langmut ge-
fragt, denn alle Termine 2009 
sind bereits ausgebucht.



1.	 Woher nimmst Du Deine 
Information über Deine Ge­
werkschaft ver.di* 

	 Internet
	 Mail
	 Zeitung
	 Veranstaltungen 
	� Gewerkschaftliche Gremien
	� Betrieb

2. Wünschst Du Dir mehr  
berufsspezifische Infos 

	� Ja
	� nein
	� vor allem zu folgenden  

Themen:
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

3. Die Zeitung « Sprachrohr « 
lese ich ..... 

	� regelmäßig
	� selten
	� nie

4. Im »Sprachrohr« ... *

	� gefällt mir gut
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	� gefällt mir weniger gut
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	� fehlt mir 
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

5. Gewerkschaftsinfos be­
kommst Du aus ... *

	� Nachrichten
	� Presse
	� Internet
	� Gesprächen
	� Betrieb
	� sonstigen gewerkschaftlichen 

Publikationen
	� Intranet von ver.di

6. Möchtest Du mehr gewerk­
schaftliche Informationen 
über das Internet erhalten ?

	� Ja
	� nein
	� vor allem zu folgenden  

Themen
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

7. Ich bin ehrenamtlich  
gewerkschaftlich aktiv*

	� im Betrieb
	� in der Fachgruppe
	� im Ortsverein / Bezirk / Landes­

bezirk
	� im Arbeitskreis

8. Wie findest Du Dich durch 
ver.di informiert

	� gut
	� ausreichend
	� zu wenig

9. Ich bin Mitglied der  
Fachgruppe 

	� Jugend
	� freiberuflich
	� Senior/in
	� Industrie und Industrielle 

Dienstleistungen / Metall
	� Industrie und Industrielle 

Dienstleistungen / Chemie
	� Verlage, Druck und Papier / 

Papierverarbeitung
	� Verlage, Druck und Papier / 

Druckindustrie und Zeitungs­
verlage

	� Verlage, Druck und Papier / 
Buch- und Zeitschriftenverlage

	� Medien / dju
	� Medien / audiovisuelle Medien
	� Literatur – Verband deutscher 

Schriftsteller
	� Bildende Kunst
	� Bühnen, Kulturelle Einrich­

tungen, Veranstaltungswesen
	� Musik

10. Ich bin 

	� weiblich
	� männlich 

 Jahre alt
Freiwillige Angabe der  
Mitglieds-Nr. oder des Betriebs: 
	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................

	 ..........................................................
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Sprachrohr – Vertrauen Sie nicht dem Zufall!

Mitglieder des Fachbereichs 8 in ver.di bekommen in Berlin und 
Brandenburg das Sprachrohr alle zwei Monate zugeschickt.

Alle anderen können die Medien-Zeitung im Abo beziehen. Sechs 
Ausgaben im Jahr kosten nur 5,00 €. Bestellung bei ver.di, Fachbe-
reich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin.

Bitte an den /die ZustellerIn:

Wenn neue Anschrift bekannt, bitte senden an: ver.di, Fachbereich 8, Medien, 
Kunst und Industrie Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin

Straße ................................................................................................................................................

Ort ......................................................................................................................................................................................

Bemerkungen .........................................................................................................................................................

ver.di, Fachbereich 8, Medien, Kunst und Industrie Berlin-Brandenburg, Köpe-
nicker Str. 30, 10179 Berlin. Postvertriebsstück, »Entgelt bezahlt«, A 11703 F

5|09 sprachrohr Umfrage

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Landesfachbereichsvorstand hat beschlossen, eine Umfrage 
durchzuführen, um zu erfahren, auf welchen Wegen sich die Mit­
glieder informieren und wie sie sich durch ver.di informiert sehen. Die­
se Umfrage findet Ihr unten. Zeitgleich steht sie auch im Netz unter der 
Adresse http://medien-kunst-industrie.bb.verdi.de

Hintergrund für unsere Initiative sind kritische Anmerkungen und 
Anregungen von Kolleginnen und Kollegen zu den Informationswe­
gen, die wir gern aufgreifen. Um sich ein konkreteres Bild zu diesen 

Fragen machen zu können und um festzustellen, ob und wo Verände­
rungen und Verbesserungen überlegt werden sollten, bitten wir Euch 
herzlich, die Fragen zu beantworten – sei es auf Papier und per Brief 
bzw. Fax oder online. Um Rückantwort bitten wir bis zum 13. Novem­
ber 2009.

Über die Ergebnisse der Umfrage wird in der Dezembernummer des 
Sprachrohrs informiert. Im neuen Jahr wollen wir die Auswertung auch 
in einer mitgliederoffenen Vorstandssitzung zur Diskussion stellen.

� Geschäftsführender Landesfachbereichsvorstand 8 
� ver.di Berlin-Brandenburg

Rückantworten bitte an: 

ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg, FB 8

z.H. Andreas Köhn, 

Köpenicker Str. 30

10179 Berlin

oder per Fax unter 030/ 88 66-49 02

*Mehrfache Antworten sind möglich 


